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N
ichts einfacher als das: Wählen. Trete ich morgens 

vor die Haustür und wende mich nach links, be-

gegne ich womöglich einer Person, die mein weite-

res Lebensschicksal bestimmen wird. Entscheide ich mich für 

die rechte Seite, werde ich auf diesem Weg vielleicht in einen 

Verkehrsunfall verwickelt. Die Folgen von Wahlentscheidun-

gen müssen nicht absehbar sein. So geht es mir mit dem poli-

tischen Großereignis am 22. September. Einfach wird es dann 

wohl doch nicht werden.

Imposantes Freiluftkino, Wahlwerbung in Standbildern, die 

Schlagzeilen der Parteien alle zustimmungswürdig. Gezielte 

Beeinflussung der öffentlichen Meinung durch die Medien all-

enthalben. Das für mich spektakulärste Beispiel aus der jüngs-

ten Zeitgeschichte: Die in den Wahlspots hinein geschnittenen 

und vom „bewussten Auge“ nicht wahrzunehmenden Film-

schnipsel-Portraits Francois Mitterrands im französischen Prä-

sidentschaftswahlkampf sichtbar erst in extremer Zeitlupen-

entzerrung. 

Träge sind die gewohnten Bilder im Kopf geworden. Dabei 

wollen sie und ihre Sprache nicht überzeugen, sie möchten be-

eindrucken, emotional bewegen, uns mit Verstand nicht be-

helligen. Penible Beeinflussung selbst hier, beim Versuch zu 

Beginn eben mal mit links und diesem Begriff eine positive 

Wahlmöglichkeit und mit rechts das Negativbild eines Unfalls 

gedanklich zu verknüpfen. Wie wenig rechtens. 

Dabei bemühen wir uns auf der Titanic gerecht zu sein. Un-

ser Flaggenmotto, steil und stolz am Mast wehend ist die so-

zialen Gerechtigkeit, über die Schiffsbrücke einer PKW-Aus-

landsmaut wird unsere schwesterliche Kapitänsfrau natürlich 

nicht schreiten, alte Rezepte aus der Kombüse werden in mo-

dernen Zeiten nicht erwogen und dem Publikum in der Mes-

se serviert, im Sturm gibt es die sozialere Welt sowieso nur mit 

uns, ja wir sorgen für die frische Brise und das auch noch ge-

gen den Wind kreuzend mit voller Nachhaltigkeit, wobei im 

ganzen Stimmenmeer dem Pirat die Augenklappe verrutscht 

und der Torpedo im Rohr krepiert, der den Eurotanker ver-

senken soll. 

Die Fünf an Deck bekommen in der Titelgeschichte also un-

sere ganze Aufmerksamkeit geschenkt. Nun liegt es im Ermes-

sen der Wählerin und des Wählers Kurs zu halten oder eine ge-

waltfreie Meuterei in den Kabinen anzuzetteln. Ahoi!

Der Eisberg in kapitalistischer See scheint eh die geringere 

Gefahr geworden zu sein, seitdem die Kapitänsfrau auf Sicht 

fährt. Die Navigation hat längst die Marineführung namens 

NSA (Navy Ship Attention) übernommen. Jene selbsternann-

ten Freibeuter, in deren Netz wir geraten sind und wo wir zap-

pelnd wie Fische nach Luft schnappend unsere Meinungsviel-

falt behaupten. Wir lassen uns den Mund aber nicht laut dem 

von der Admiralität eigens und selbstverfassten Logbuch ver-

bieten - bis dass uns Kiemen wachsen. Denn nur so erreichen 

wir ruhigeres Gewässer und bekommen Land in Sicht. Wün-

sche eine schöne Kreuzfahrt.

Editorial
Wahlfreiheit auf 

trügerischem Wellengang

Ihr Christoph heligmann
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I  Septe er ist Bu destags ahl! Das heißt, ir ähle  ei e  eue  deuts he  Bu destag. 

Aus diese  da  eu esetzte  Ple u  ird ittel ar die eue Regieru gs hefi  z . der 

eue Regieru gs hef, also Ka zleri  oder Ka zler, her orgehe . Das Wahl olk s hi kt also ü er 

ei e  „U eg“ ei e Perso  sei es Wahl ertraue s i s Ka zlera t. U so i htiger si d de -

a h die Perso e , die si h als Ka didati e /als Ka didate  des örtli he  Wahlkreises u  ei  

Ma dat a h Berli  e ühe . Aus Mü ster si d dies i  stre g alpha etis her u d Ges hle h-

ter erü ksi htigte  Reihe folge: Frau Sy ille Be i g, Frau Maria Klei -S h ei k, Herr Da iel 

Bahr, Herr Christoph Strässer u d last ut ot least Herr Hu ertus Zde el. Die Redaktio s it-

glieder Nor ert Atter eyer u d Ar old Voska p stelle  diese  Da e  u d Herre  fü f Frage  

zur Ar eits- u d Sozialpolitik, o ei das The a Er er slosigkeit i  Fokus steht. Die A t orte  

lasse  persö li he u d partei ezoge e A si hte  erke e . Parteirele a t i sofer , dass sie 

die Mei u ge  der ereits i  aktuelle  Bu destag ertrete de  Parteie  ieder spiegel .
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   Be er eri e
   Be er er
   Frage
   A t orte
   Aussage

Wahlarith e� k

Sybille Benning (CDU):

Für das Arbeitslosengeld II gilt, dass erwerbsfähige 

Hilfebedürftige alle Möglichkeiten zur Beendigung ihrer 

Hilfebedürftigkeit auszuschöpfen haben. Gemäß dem Sub-

sidiaritätsprinzip gehört dazu auch die Inanspruchnahme 

zur Bedarfsdeckung tauglicher anderweitiger Sozialleistun-

gen (z.B. Altersrente). Für das Arbeitslosengeld I  gilt diese 

Regelung, da ältere Arbeitnehmer nicht mehr bereit sein 

müssen jeden Job anzunehmen. Allerdings stellt sich eine, 

den individuellen Fähigkeiten und Präferenzen folgende, 

Arbeitsvermittlung für ältere Arbeitnehmer oft als schwierig 

heraus. Aus meiner Sicht sind diese Regelungen zweckmä-

ßig und lassen sich widerspruchsfrei in die Systematik des 

Sozialrechts einordnen.

. Re te it  u d Früh erre tu g o  Ar eitslose

SPERRE: Was verbinden Sie damit, dass Erwerbstätige vor dem 67. Geburtstag nicht in 

Rente gehen sollen, Erwerbslose – unter Rentenabzügen - aber mit 63 Jahren vorzeitig in den 

Ruhestand geschickt werden?

Maria Klein-Schmeink (Bündnis 90 Die Grünen):

Generell hat die Grüne Fraktion der schrittweisen An-

hebung der Altersgrenze auf 67 Jahre zugestimmt, aber auch 

betont, dass dies nicht zur Rentenkürzung durch die Hin-

tertür führen darf. Die Lebenserwartung der Menschen in 

Deutschland steigt stetig an und um zu verhindern, dass 

die damit verbundenen Kosten hauptsächlich von der jun-

gen Generation getragen werden, ist diese Maßnahme not-

wendig. Ich habe aber darauf gedrungen, dass die Regelung 

nicht unterschiedslos für jedes Berufsfeld gelten darf. Trotz 

Arbeitsschutz und Gesundheitsförderung wird eine Alten-

pfl egerin wohl selten bis 67 Jahre durchhalten können. Ich 

bin auch dagegen, dass erwerbsfähige Arbeitslose vorzeitig 

in Rente geschickt werden und dadurch teilweise hohe Ren-

tenabschläge in Kauf nehmen müssen. Personen, die dem 

Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen und dies auch wollen, 

dürfen nicht zwangsverrentet werden – vielmehr muss in 

eine verbesserte Vermittlung, Qualifi kation und Weiterbil-

dung von älteren Arbeitslosen investiert werden.
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Hubertus Zdebel (Die Linke):

Ich will sowohl die Rente erst ab 67 als auch die Zwangs-

verrentung von Erwerbslosen abschaff en. Ohne Wenn und 

Aber. Denn beide sind gigantische Rentenkürzungspro-

gramme. Jede und jeder muss wieder spätestens mit 65 Jah-

ren abschlagsfrei in Rente gehen dürfen. Ich trete für eine 

solidarische Rentenversicherung ein, die die Anhebung des 

Rentenniveaus auf wieder 53 Prozent des Durchschnittsein-

kommens der Erwerbstätigen garantiert, und die Einfüh-

rung einer steuerfi nanzierten Solidarischen Mindestrente 

von 1.050 Euro, die sicherstellt, dass kein Mensch im Alter 

ein Einkommen unterhalb der Armutsrisikogrenze hat.

Christoph Strässer (SPD):

Wir werden in Regierungsverantwortung den Vollzug 

der Anhebung des gesetzlichen Renteneintrittsalters auf 

67 Jahre aussetzen, weil wir erkannt haben, dass wichtige 

Grundannahmen für diese Veränderung nicht eingetreten 

sind. Wir wollen erreichen, dass Bezieher der früheren Be-

rufsunfähigkeitsrente deutlich besser gestellt werden. Die 

Zurechnungszeit soll bis zum 62. Lebensjahr verlängert 

werden, das ist die Zeit ab Eintritt der Erwerbsminderung. 

Dementsprechend entfallen Abschläge in erheblichem Um-

fang. Auch soll die sog. Wartezeit von 5 Jahren für den 

Eintritt in die Erwerbsminderung besser bewertet werden. 

Insgesamt gilt auch hier: Nach 30 Beitragsjahren entsteht 

ein Anspruch auf die Solidarrente, auch wenn geringere An-

wartschaften bestehen. Die Finanzierung soll aus Gründen 

der gesellschaftlichen Solidarität aus Steuermitteln gesche-

hen.

Daniel Bahr (FDP):

Wir treten für mehr Selbstbestimmung in der Rente 

ohne starre Altersgrenzen ein. Die Menschen sollen ab dem 

60. Lebensjahr – bei versicherungsmathematisch korrekten 

Zu- und Abschlägen – den Zeitpunkt ihres Renteneintritts 

frei wählen können, sofern ihre Ansprüche aus privater, 

gesetzlicher und betrieblicher Vorsorge über dem Grund-

sicherungsniveau liegen. Gleichzeitig wollen wir Barrieren 

für Arbeit im Alter beseitigen und Zuverdienstgrenzen ne-

ben dem Rentenbezug komplett aufheben. Die Versicherten 

können so ab dem 60. Lebensjahr ihre Arbeitszeit reduzie-

ren und den Verdienstausfall durch Bezug einer Teilrente 

kompensieren oder – wenn sie möchten – länger arbeiten.

Es ist falsch zu behaupten, dass generell „Erwerbslose 

aber mit 63 Jahren - unter Rentenabzügen - vorzeitig in 

den Ruhestand geschickt werden“. Lediglich Empfänger 

von Arbeitslosengeld II („Hartz IV“) können vom Amt 

aufgefordert werden, die Rente zu beantragen. Gegen eine 

solche Verrentung mit 63 besteht die Möglichkeit des Wi-

derspruchs und der Überprüfung durch Gerichte.

. Prozesskoste hilfe / Ar e re ht

SPERRE: Finanzschwachen soll der Zugang zum Recht 

schwerer bzw. teurer gemacht werden, obwohl nach bishe-

rigen Erfahrungen die Aussichten auf Erfolg nicht schlecht 

sind. Jeder fehlende Euro drückt auf den Grundbedarf. Soll 

der Zugang zum Rechtssystem an den Kontostand gebun-

den sein?                                    

Daniel Bahr (FDP):

Es waren die Bundesländer, die über den Bundesrat eine 

Eindämmung der Kosten im Bereich der Prozesskosten- und 

Beihilfekostenrechts gefordert haben, die nicht sozial ausge-

wogen waren. Der Entwurf der Bundesregierung sah dann 

eine moderate Umsetzung der Forderungen vor. Diese sind 

dann in den parlamentarischen Beratungen des Deutschen 

Bundestages in weiten Teilen aufgegeben und damit die 

geltende Rechtslage beibehalten worden. Somit kann heute 

eben nicht davon gesprochen werden, dass der Zugang zum 

Rechtssystem vom Geldbeutel der Menschen abhängt!

Christoph Strässer (SPD):

Uns ist es wichtig, dass Jede und Jeder ungehinderten 

und von der fi nanziellen Lage unabhängigen Zugang zu 

rechtlicher Beratung und Vertretung hat. Deshalb wird es 

mit uns eine Einschränkung des geltenden Anspruchs auf 

Prozesskosten- bzw. Beratungshilfe nicht geben. Grund-

sätzlich sollte jedoch bereits vor dem Auftreten kostspieliger 

Gerichtsverfahren alles getan werden, um Unstimmigkeiten 

und Unklarheiten zu beseitigen. Wir wollen daher, dass die 

Behörden ihre Verfahren transparenter und verständlicher 

gestalten und mehr mit den Bürgerinnen und Bürgern über 

deren Anträge und die entsprechenden Entscheidungen 

sprechen. Dies haben wir in einem eigenen Antrag im Bun-

destag eingefordert, da wir überzeugt sind, dass zahlreiche 

Gerichtsverfahren auf Missverständnissen oder fehlenden 

Gesprächen beruhen. Wir wollen diese Verfahren daher 

durch bessere Beratung und mehr Kontakte im Vorfeld 

vermeiden.
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Maria Klein-Schmeink (Bündnis 90 Die Grünen):

Grüne Position ist es, dass jeder, unabhängig vom Kon-

tostand, einen freien Zugang zum Recht haben muss. Alle 

Personen müssen einen Anspruch auf Prozesskostenhilfe 

und Beratungshilfe haben, um eine starke und bürgerna-

he Justiz zu erhalten. Besonders für sozial benachteiligte 

Personen kann selbst ein geringer Betrag viel bedeuten. 

Dementsprechend darf es kein Zusammenstreichen der 

Unterstützung beim Zugang zum Rechtssystem geben.

Sybille Benning (CDU):

Der Entwurf zur Änderung des Prozesskostenhilfe- und 

Beratungshilferechts soll die Prozess- und Verfahrenskosten-

hilfe  sowie die Beratungshilfe effi  zienter gestalten. Er greift 

einerseits die Forderungen der Länder aus den Bundesrats-

initiativen der 16. und 17. Legislaturperiode auf, die in den 

Jahren zuvor gestiegenen Ausgaben der Länderhaushalte für 

Prozesskostenhilfe und Beratungshilfe zu begrenzen. An-

dererseits soll aber sichergestellt werden, dass der Zugang 

zum Recht gerichtlich wie außergerichtlich weiterhin allen 

Bürgerinnen und Bürgern unabhängig von Einkünften und 

Hubertus Zdebel (Die Linke):

Fast jeder zweiten Klage von Hartz-IV-BezieherInnen 

gegen Bescheide der Jobcenter wird teilweise oder ganz 

stattgegeben, ergab eine Anfrage unserer Fraktion im Bun-

destag. Das wäre ohne Prozesskostenhilfe nicht möglich. 

Aus wahltaktischen Gründen hat die CDU-FDP-Bundes-

regierung ihren skandalösen Plan, die Prozesskostenhilfe 

einzuschränken und damit die zwei-Klassen-Justiz massiv 

auszubauen, auf Eis gelegt. Aber aufgeschoben ist nicht 

aufgehoben. Ich fordere statt Einschnitten eine Ausweitung 

der Prozesskosten- und Beratungshilfe sowie eine einfachere 

Antragsstellung.

Vermögen eröff net ist. Außerdem soll eine Entscheidung des 

Bundesverfassungsgerichts zur Einbeziehung steuerrechtli-

cher Angelegenheiten in die Beratungshilfe umgesetzt wer-

den. Unser vorrangiges Ziel ist es dementsprechend, mit 

der Neuregelung ungerechtfertigte Prozesskostenhilfebe-

willigungen zu vermeiden und der missbräuchlichen Inan-

spruchnahme von Prozesskostenhilfe entgegenzuwirken.
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. Loh a sta dsge ot

SPERRE: 10,- € Stundenlohn bringen nach 40 Jah-

ren Vollzeitarbeit eine Rente von 650,- €. Für eine priva-

te Zusatzversorgung gibt der Lohn keinen nennenswerten 

Spielraum. Wie hoch mindestens liegt für Sie ein menschen-

würdiger Lohn?

Christoph Strässer (SPD):

Wir wollen einen gesetzlichen, fl ächendeckenden Min-

destlohn in Höhe von mindestens 8,50 Euro einführen 

– einheitlich in Ost und West, der jährlich überprüft und 

den Entwicklungen, insbesondere der Infl ation, angepasst 

wird. Um zu verhindern, dass dieser Mindestlohn unter-

schritten wird, muss es klare Regeln für Kontrolle und 

Strafe geben. Außerdem werden wir uns dafür einsetzen, 

dass das Ausüben eines Minijobs keine Sackgasse ist. Ein 

Minijob soll ein Nebenerwerb sein und keine unterbezahlte 

Vollbeschäftigung. Außerdem darf sich ein länger ausgeüb-

ter Minijob nicht negativ auf die Rente auswirken. Parallel 

zu einem gesetzlichen Mindestlohn werden wir darum eine 

„Solidarrente” einführen. Sie sorgt dafür, dass für langjährig 

Versicherte die Rente nicht unter 850 Euro liegt.

Hubertus Zdebel (Die Linke):

SPD, Grüne, CDU und FDP haben in Umsetzung der 

menschenunwürdigen Agenda 2010 den Arbeitsmarkt und 

die Arbeitsbedingungen im Interesse der Unternehmen um-

gebaut. Der Abbau von Vollzeit-Arbeitsplätzen und viele 

schlechte neue Jobs in Leiharbeit und Werkverträgen sowie 

Minijobs haben in Verbindung mit Hartz IV zu Lohndum-

ping geführt. Die Reallöhne sind in den Jahren von 2000 

bis 2011 um fünf Prozent gesunken. Mit einem fl ächende-

ckenden gesetzlichen Mindestlohn von 10 Euro würde das 

Einkommen von fast acht Millionen Beschäftigten direkt 

und spürbar steigen. Das ist unter den gegebenen Kräfte-

verhältnissen nicht wenig. Aber auch ein Mindestlohn von 

10 Euro liegt an der Untergrenze der Menschenwürde und 

erst recht ein Mindestlohn von 8,50 Euro, wie es SPD und 

Grüne fordern. Deshalb muss der Mindestlohn meiner Mei-

nung nach auch jährlich ansteigen - mindestens unter Be-

rücksichtigung der Produktivitäts- und Preisentwicklung. 

Das wäre aktuell bis zum Ende der Wahlperiode 12 Euro.

Sybille Benning (CDU):

Wir wollen die Tarifautonomie erhalten und stärken. 

Lohnfi ndung ist Aufgabe von Arbeitgebern und Gewerk-

schaften, nicht des Staates. Wer Unternehmen zwingen 

will, einen Lohn zu zahlen, der nicht zu erwirtschaften ist, 

der sorgt dafür, dass viele Menschen gar keinen Lohn mehr 

erhalten. Wir wollen keinen politischen Mindestlohn. Der 

Staat darf sich dabei allerdings nicht komplett aus der Ver-

antwortung ziehen. Wir stehen für gerechte Löhne und sehen 

die stetig sinkende Tarifbindung mit Sorge: Die CDU/CSU 

hält es daher für notwendig, eine allgemeine verbindliche 

Lohnuntergrenze in den Bereichen einzuführen, in denen 

keine Tarifl öhne gezahlt werden. Die Lohnuntergrenze 

wird durch eine Kommission der Tarifpartner festgelegt. 

Wir wollen eine durch Tarifpartner bestimmte und damit 

marktwirtschaftlich organisierte Lohnuntergrenze und kei-

nen politischen Mindestlohn. Zugleich schützen wir die 

große Mehrheit rechtschaff ender Arbeitgeber – gerade im 

Mittelstand – vor ruinöser wettbewerbsverzerrender Lohn-

konkurrenz. Wir werden auch künftig dafür eintreten, dass 

gute Arbeit ordentlich bezahlt wird.

Die gesetzliche Rentenversicherung muss auch künftig 

einen spürbaren Bezug zur Beitragsleistung aufweisen und 

darf ein bestimmtes Sicherungsniveau nicht unterschreiten, 

ohne dabei die aktuellen Beitragszahler zu überfordern. 

Renten sind und bleiben Spiegel der Erwerbsbiografi e. Wir 

wollen, dass Lebensleistung sich auch im Alter lohnt. Dieje-

nigen, die jahrzehntelang in den Generationenvertrag ein-

gezahlt und zusätzlich vorgesorgt haben, müssen im Alter 

eine auskömmliche Rente haben und dürfen nicht auf die 

Grundsicherung angewiesen sein. Aus diesem Grund stre-

ben wir für besonders langjährig Versicherte unter bestimm-

ten Voraussetzungen und bei Bedarf eine aus Steuermitteln 

fi nanzierte Aufstockung der Rente an. Besondere Bedeu-

tung hat dabei für mich die Anerkennung von Erziehungs- 

und Pfl egezeiten für die Rentenansprüche.

Daniel Bahr (FDP):

Ein menschenwürdiger Lohn ist jedenfalls ein Lohn, 

der nicht willkürlich von Politikern festgelegt wird. Die 

FDP hält an der Tarifautonomie fest und lässt die Höhe 

der Löhne die regeln, die es angeht, nämlich die Tarifpar-

teien. Doch leider gibt es Branchen und Regionen, in denen 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer von einer Vollzeit-

arbeit nicht leben können. Bereits heute gibt es dafür die 

Möglichkeit, in einzelnen Branchen Tarifverträge für all-

gemeinverbindlich zu erklären oder eine Lohnuntergrenze 

festzulegen. Diesen Weg wollen wir im Sinne der Sozia-

len Marktwirtschaft weitergehen und die Möglichkeit für 

weitere Lohnuntergrenzen schaff en – im Einklang mit der 

Tarifautonomie. Ansatzpunkt sind die Löhne, die von Ge-

werkschaften und Arbeitgebern ausgehandelt werden. Auch 

zukünftig soll die Höhe der Lohnuntergrenzen Branche für 

Branche festgelegt werden – dezentral, diff erenziert und 

fernab von politischer Einfl ussnahme.

Maria Klein-Schmeink (Bündnis 90 Die Grünen):

Um eine alleinstehende Person in Vollzeitbeschäfti-

gung unabhängig von ergänzendem Arbeitslosengeld II zu 

machen, ist ein Stundenlohn von 8,50 Euro gerade ausrei-

chend. Folglich bin ich für einen gesetzlichen Mindestlohn, 

der mindestens diese Lohnuntergrenze vorschreibt. Dies 

bedeutet jedoch nicht, dass diese nicht höher sein darf. 

Es muss eine Kommission aus Gewerkschaften, Arbeit-

geberverbänden und Expertinnen und Experten aus der 

Wirtschaft geschaff en werden, die die genaue Höhe eines 

Mindestlohnes festlegt. Das allein wird aber das Problem 

von armutsfesten Renten nicht lösen. Deshalb fordern wir 

eine Garantierente für alle, die durch Arbeit, Familienzeit, 

Arbeitslosigkeit und andere Zurechnungszeiten auf 30 Jahre 

kommen. Dieser Anspruch auf eine Garantierente soll 30 

Rentenentgeltpunkten entsprechen, das wären heute 850 

Euro. Bis zu dieser Höhe würde der persönliche Rentenan-

spruch in einem unbürokratischen Verfahren ohne Bedarfs-

prüfung aufgestockt. 
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SPERRE: Die Hartz IV-Sätze liegen 

an der Untergrenze der Menschenwürde. 

Gespräche im Jobcenter sind häufi g mit 

Angst vor Geldkürzung besetzt. Angst 

und Druck sind kein guter Begleiter für 

einen berufl ichen Einstieg. So erlebte Ar-

beitslosigkeit macht krank. Was halten 

Sie von einem Sanktionsmoratorium?

Maria Klein-Schmeink (Bündnis 90 Die Grünen):

Ein Sanktionsmoratorium halte ich für richtig, da Sank-

tionen für Bezieherinnen und Bezieher von Arbeitslosengeld 

häufi g eine demütigende Wirkung haben sowie unnötig und 

kontraproduktiv sind. Die Grundsicherung muss das sozi-

okulturelle Existenzminimum sicherstellen. Maßnahmen 

zur Arbeitsmarktintegration müssen die Motivation, Hilfe 

und Anerkennung in den Mittelpunkt stellen. Das bedeutet 

nicht, dass die Pfl icht, sich um eine eigenständige Existenz-

sicherung zu bemühen, grundsätzlich wegfällt. Grüne haben 

im Wahlprogramm ein Sanktionsmoratorium verankert, 

solange keine neuen fairen Regelungen geschaff en wurden. 

Ich habe alle Anträge zur vollständigen Abschaff ung der 

Sanktionen unterstützt, weil ich meine, dass mit Sanktio-

nen und Zwang keine erfolgreiche Arbeitsmarktintegration 

gelingen kann und zeitgleich behördliche Drangsalierung 

zu menschenunwürdigen Situationen führt.

Daniel Bahr (FDP):

Die von der Rot-Grünen Bundesregierung 2003 be-

schlossenen Reformen, die heute unter dem Stichwort „Agen-

da 2010“ bekannt sind, haben einen wichtigen Anteil daran, 

dass Deutschland heute so gut da steht und von fast allen 

Ländern der Welt beneidet wird. Insofern war beispielsweise 

die Zusammenlegung von Sozialhilfe und Arbeitslosengeld 

II richtig. Auch den darin verankerten Grundsatz von „För-

dern und Fordern“ hat die FDP unterstützt. Der Sozialstaat 

muss passgenau sein. Jene fördern, die sich anstrengen und 

von jenen mehr fordern, die im Begriff  sind sich in die „sozi-

ale Hängematte“ zu legen. Eine bedingungslose Solidarität 

kann es nicht geben. Zur Ehrlichkeit gehört aber auch, dass 

der überwiegende Teil der Bedürftigen alles tut, um aus sei-

ner Notlage herauszukommen.

Christoph Strässer (SPD):

Die Bedeutung von Sanktionen wird stark überschätzt. 

Die ganz große Mehrheit der Arbeitsuchenden will arbeiten 

und wäre froh, wenn ein passender Arbeitsplatz zur Ver-

fügung stünde. Es ist wichtig, dass den Bürgerinnen und 

Bürgern das Verfahren erklärt wird und sie über eventuelle 

Auswirkungen von fehlenden Unterlagen, nicht eingehalte-

nen Terminen und Ähnlichem informiert werden. Außer-

dem müssen die Bescheide verständlicher werden und auch 

in Worten, nicht nur in Zahlen, erklärt werden, welche Leis-

tungen aus welchem Grund bewilligt oder abgelehnt wur-

den. Insgesamt muss der Kontakt mit den Bürgerinnen und 

Bürgern verbessert werden, damit auch die Fallmanager 

besser über deren Lebenssituation Bescheid wissen und ent-

sprechend entscheiden können. Eine pauschale Verhängung 

von Sanktionen nach „Aktenlage“ darf es deshalb ebenso 

wenig geben wie eine pauschale Aussetzung oder Abschaf-

fung aller Sanktionsmöglichkeiten.

Hubertus Zdebel (Die Linke):

Hartz IV ist Armut per Gesetz. Vorgebliche Ziele wie 

die schnelle und passgenaue Vermittlung von Betroff enen 

in Erwerbsarbeit werden nicht erreicht. Stattdessen wur-

den Millionen Menschen in Armut gestoßen und auf ein 

repressives Fürsorgesystem verwiesen. Das gesamte Hartz 

IV Regime ist abzuschaff en und durch eine sanktionsfreie, 

bedarfsdeckende Mindestsicherung zu ersetzen, die Betrof-

fene gegen Armut absichert und gesellschaftliche Teilhabe 

garantiert. Kurzfristig müssen die Hartz-IV-Regelsätze auf 

500 Euro erhöht werden. Hartz-IV-Sanktionen bedeuten 

die Kürzung des Lebensnotwendigen. Ich setze mich schon 

seit Jahren für ein sofortiges Sanktionsmoratorium ein. Die 

Anwendung des Sanktionsparagraphen 31 SGB II ist um-

gehend auszusetzen.



Sybille Benning (CDU):

Wer eine Arbeit, eine Ausbildung oder eine Eingliede-

rungsmaßnahme ohne wichtigen Grund ablehnt, obwohl sie 

zumutbar ist, muss mit Kürzungen des Arbeitslosengeldes II 

rechnen. Das gilt für alle Arbeitsuchenden, die von den Leis-

tungen der Grundsicherung leben. Bei jungen Menschen 

unter 25 Jahren entfällt das Arbeitslosengeld II bereits bei 

einer wiederholten Pfl ichtverletzung innerhalb eines Jahres 

vollständig. Bei einer Absenkung des Arbeitslosgengeldes 

II um mehr als 30 Prozent des maßgebenden Regelbedarfs 

kann das Jobcenter  ergänzende Sachleistungen erbringen.

Wie halten diese Sanktionsmöglichkeiten für angemessen. 

Eine Änderung der geltenden Vorschriften können wir Ih-

nen zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht in Aussicht stel-

len.

. Hilfe  aus ei er Ha d

SPERRE: Wer bedürftig wird, hat mit einer Vielzahl 

von Sozialbehörden zu tun, die Zusammenarbeit zwischen 

diesen ist nicht befriedigend geregelt. Häufi g überfordert 

sie die Menschen in deren prekärer Lage. Zu dieser Situati-

on gibt es Stellungnahmen aus Wohlfahrtsverbänden, vom 

Städtebund oder vom Bundesrechnungshof. Wie kann hier 

Kundenorientierung aussehen?

Hubertus Zdebel (Die Linke):

Die schon lange versprochene Hilfe aus einer Hand 

wurde nie verwirklicht. Häufi g genug kommt es vor, dass 

bestehende Ansprüche schon verwirkt sind, bis sich Er-

werbslose durch den Behördendschungel gekämpft haben. 

Ein Schelm, der sich Böses dabei denkt! Ohnehin kann 

von einer „Kundenorientierung“ im Rahmen des Hartz 

IV-Zwangsssystems keine Rede sein. Meine Partei, DIE 

LINKE fordert eine bundesweit einheitliche aktive Arbeits-

marktpolitik. Das ist mit zersplitterten Institutionen nicht 

vorstellbar. Sozial- und Rechtsstaatlichkeit müssen gestärkt 

und transparent gestaltet werden.

Sybille Benning (CDU):

Das gegliederte System der Sozialleistungsträger, die in 

unterschiedlichen Formen organisiert sind und deren Auf-

gabenbereiche sich teilweise überschneiden, macht eine enge 

Zusammenarbeit erforderlich, wenn vermieden werden soll, 

dass dem Bürger Nachteile aus dieser Selbstständigkeit und 

Zergliedertheit entstehen.

So bestimmt § 86 SGB X: „Die Leistungsträger, ihre 

Verbände und die in diesem Gesetzbuch genannten öff ent-

lich-rechtlichen Vereinigungen sind verpfl ichtet, bei der 

Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetzbuch eng zu-

sammenzuarbeiten.“

Die Grenze der Pfl icht zur Zusammenarbeit besteht jedoch 

da, wo das Selbstverwaltungsrecht durch eine Zusammen-

arbeit eingeschränkt würde, die gesetzliche Zuständigkeit 

durchbrochen, das gegliederte dezentrale Sozialleistungs-

system gefährdet oder es mehr Bürokratie und Bürgerferne 

schaff en würde.

Die Ausgestaltung dieser Verpfl ichtung zur Zusam-

menarbeit obliegt nunmehr den einzelnen Trägern. Wei-

tergehenden rechtlichen Regelungsbedarf sehen wir zum 

gegenwärtigen Zeitpunkt an dieser Stelle nicht.

Daniel Bahr (FDP):

Jeder, der Hilfe durch das steuerfi nanzierte Sozialsystem 

benötigt, soll diese schnell und unbürokratisch erhalten. Wir 

setzen dabei auf die Einführung des liberalen Bürgergeldes, 

weil es individuelle Anstrengungen belohnt und Bürokra-

tie abbaut. Mit dem liberalen Bürgergeld wollen wir die 

Unterstützung für Bedürftige und Arbeitslose neu ordnen. 

Hierzu werden das Arbeitslosengeld II einschließlich der 

Leistungen für Wohnen und Heizung, das Sozialgeld, die 

Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung, die 

Sozialhilfe (ohne Sozialhilfe in besonderen Lebenslagen), 

der Kinderzuschlag und das Wohngeld zusammengefasst. 

Wer sich anstrengt und eine Arbeit annimmt, der soll im 

Bürgergeldmodell mehr von seinem Einkommen behalten.

Wir wollen das Bürgergeld schrittweise umsetzen und 

dazu vor allem die in den vergangenen Jahren begonnene 

Pauschalierung von Sozialleistungen konsequent fortsetzen. 

Die optionale Pauschalierung der Kosten der Unterkunft 

wollen wir im Arbeitslosengeld II, in regional angemessener 

Höhe, zur Regel machen. So muss nicht jeder Mietvertrag 

beim Amt eingereicht werden und etwaige Einsparungen aus 

niedrigeren Miet- oder Heizkosten kommen teilweise dem 

Leistungsempfänger zugute. Weitere Zusammenlegungen 

von Behörden vor Ort nach dem Prinzip „alle Leistungen 

aus einer Hand“ sind zu prüfen. Gleichzeitig wollen wir es 

den Jobcentern als weiteren Schritt ermöglichen, in begrenz-

tem Umfang passive Leistungen für Langzeitarbeitslose in 

aktive Arbeitsmarktmaßnahmen umzuwandeln.

WÄHLEN       
 HILFT     
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Maria Klein-Schmeink (Bündnis 90 Die Grünen):

Es ist ein wichtiges Ziel, die Rechtsposition der Nut-

zerinnen und Nutzer sozialer Leistungen zu stärken. Um 

dieses zu erreichen, gilt es, den Beratungsanspruch gegenü-

ber den Leistungsträgern zu stärken. Außerdem müssen die 

bereits vorhandenen Beratungsstrukturen zu einer neutra-

len, trägerunabhängigen Beratungsinstanz weiterentwickelt 

werden. Als Vorbild könnte hier der Verbund der Unabhän-

gigen Patientenberatung Deutschland dienen. Es bedarf 

einer koordinierten Hilfeplanung, bei der eine konsequen-

te Ausrichtung auf die Mitwirkung der Nutzerinnen und 

Nutzer sozialer Leistungen notwendig ist. Eine barrierefreie 

Kommunikationsform, um den Zugang zu Sozialleistungen 

zu erleichtern, ist dabei von zentraler Bedeutung.

Christoph Strässer (SPD):

Leider wird eine Vielzahl von fi nanziellen Leistungen 

von unterschiedlichen Trägern bewilligt und ausgezahlt; 

dies gilt neben den Sozialleistungen auch für den Bereich 

der Familienunterstützung oder der Ausbildungsunterstüt-

zung. Wir wollen die Bürokratie zurückfahren und An-

trags- und Bewilligungsverfahren entschlacken. Die Flut 

an Anträgen muss abgeschaff t werden und es sollte zentrale 

Anlaufpunkte für Hilfesuchende geben. Wir wollen dies aus 

zwei Gründen: die Bürgerinnen und Bürgern sollen einen 

Ansprechpartner haben, der die Übersicht behält, sie mit 

Überblick beraten kann und eine Antragstellung nicht zu 

einem monatelangen Hin und Her zwischen unterschied-

lichen Zuständigkeitsbereichen macht; zugleich können 

damit Verwaltungskosten gesenkt und Konfl ikte über Zu-

ständigkeiten zwischen verschiedenen Behörden vermieden 

werden. Die SPD hat dies im Blick und wird Initiativen 

entwickeln, die die Hilfen im Sinne der Bürgerinnen und 

Bürger stärker bündelt.

WÄHLEN       
 HILFT     
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Sperre: Frau Fahle, das Wohnungsangebot in Müns-

ter ist sehr knapp.  Sie beraten seit vielen Jahren im Mie-

terInnen-Schutzverein. Wie stellt sich in der Beratung 

Ihrer Mitglieder die aktuelle Lage am Wohnungsmarkt 

dar?

Fahle: Mieter kündigen nur noch, wenn sie bereits 

eine Alternative gefunden haben. Ältere, mittlerwei-

le alleinstehende Menschen bleiben in der zu großen 

Wohnung, weil es keine kleine Wohnung zu einem an-

nehmbaren Preis gibt. Erwachsene Kinder ziehen nicht 

aus, getrennt lebende Paare müssen zusammen wohnen 

bleiben. Verschlechterungen  im Wohnumfeld werden 

mangels Alternativen hingenommen so z.B. in der Ha-

fengegend. Die Angst vor Kündigungen hat deutlich 

zugenommen.

Erhalten Mieter eine Kündigung, z.B. wegen Eigen-

bedarf, ist die damit einhergehende Belastung, der 

psychische Druck sehr viel höher geworden, vielleicht 

vergleichbar mit dem Verlust der Arbeitsstelle.

Sperre:  Beeinflusst dies ihr Beratungsverhalten?

Mü ster ist ei e rei-
he Stadt – relati . 

Au h i  Woh - u d 
Miet erei h spie-

gelt si h die Ar uts- 
z . Wohlsta dss here ider. Ar old 

Voska p führte dies ezügli h ei  
Gesprä h it Ulla Fahle, Mitar eite-

ri  i  MieterI e -S hutz erei .

o  
Ar-

Fahle:  Vermutlich schon. Das Verhältnis zwischen Vermietern 

und Mietern ist insgesamt rauer geworden. Viele Vermieter haben 

mittlerweile das Gefühl, sie könnten viel mehr Geld mit den Woh-

nungen verdienen, hätten sie die Möglichkeit, neue Verträge mit 

neuen Mietern abzuschließen. „Wir freuen uns über jede Kündi-

gung“, sagte mir kürzlich ein Mitarbeiter der LEG, „können wir 

dann doch zu einem deutlich höheren Preis neu vermieten“. Auch 

die zweifelhaften Darstellungen über zu erzielende Mieten in Müns-

ter befeuern die Gier nach höheren Mieteinnahmen. Der Druck 

auf Mieter hat zugenommen, und Mieter sind vorsichtiger gewor-

den. So verzichtet man häufiger auf die Durchsetzung von Rech-

ten, lässt sich vieles gefallen, alles aus der Angst, es könnte sonst 

vielleicht doch noch eine Kündigung kommen. Wir treten deshalb 

in manchen Fällen gar nicht auf, informieren vielmehr den Mieter 

über seine Möglichkeiten, oder helfen ihm bei der Abfassung von 

Schreiben.

Ma  erzi htet auf die 
Dur hsetzu g o  Re hte       

)UR AKTUELLEN 
MIETSITUATION                            
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Sperre:  Sie engagieren sich  in der örtlichen Wohnungspolitik. 

Aktuell  ist ein neuer Mietspiegel veröffentlicht worden, dieser setzt 

den  Rahmen, in welchem Umfang Mieterhöhungen verlangt wer-

den können. Was ist auffällig?

Fahle: Bemerkenswert ist, dass es keine einfachen Wohnlagen 

mehr gibt, also Straßen, die bislang  mit einem Abschlag versehen 

waren. Hafenstrasse, Hansaring, Grevener Strasse u.s.w. erhalten 

jetzt , abhängig von der Innenstadtnähe, Zuschläge.

Sperre:  Gibt der Mietspiegel das tatsächliche Mietniveau wie-

der?

Fahle: Daten für den neuen Mietspiegel finden nur Eingang aus 

neu vereinbarten oder veränderten Mieten der letzten 4 Jahre. Alle 

Mieten, die sich nicht verändert haben, tauchen erst gar nicht auf. 

Es ist also sehr gut möglich, dass die tatsächliche Durchschnitts-

miete in Münster niedriger ist als die nach dem Mietspiegel. Unsinn 

sind die Verlautbarungen, wonach die durchschnittliche Miete bei 

8,00 € oder sogar 10,00 €/qm liegt. Da geht es um Neuvermie-

tungspreise, die allerdings die Mietpreisspirale immer schneller 

drehen lassen.

Sperre: Im Wahlkampf für den Bundestag sind jetzt die Mie-

ten auch hema geworden, so sollen Mieterhöhungen stärker ein-

gegrenzt werden. Bringt die Politik Erleichterung?

Fahle: Ja, nahezu alle Parteien haben die Mieter als Wähler 

entdeckt, was ja nicht schlecht ist. Bemerkenswert ist, dass bis auf 

die FDP alle Parteien über die Notwendigkeit von einer Mietpreis-

deckelung bei Neuvermietungen sprechen, zumindest da, wo der 

Wohnraum knapp ist. Zum 1.5.2013 wurde das Mietrecht geändert. 

Wir haben zusammen mit vielen anderen massiv darauf gedrängt, 

die Neuvermietungspreise in Städten wie z.B. Berlin, Hamburg 

und auch Münster an den Mietspiegel zu koppeln, eventuell mit 

)UR AKTUELLEN 
MIETSITUATION                            

  

einem Zuschlag von 10-15%. Erfolglos. Da fragt man 

sich schon, warum jetzt, so kurz nach Inkrafttreten des 

Mietrechtsänderungsgesetzes dieser Sinneswandel ein-

tritt. Einsicht oder Wahlkampf?

 

Sperre:  Also kaum Bewegung aus der Politik?

Fahle: Leider nehme ich das so wahr, wobei ich, was 

unsere Stadt betrifft, schon sehe, dass allmählich in gro-

ßen Teilen der Stadtgesellschaft die Notwendigkeit zum 

Handeln gesehen wird. „Das regelt der Markt“, hört man 

eigentlich nicht mehr. Die Stadt wächst, die Wohnun-

gen werden knapper, die Kosten für alle immer höher. 

Es gibt einen breiten Konsens, dass 1500 Wohnungen 

im Jahr neu errichtet werden müssen. So stark habe ich 

den politischen Willen vor Ort noch nie gespürt. Alle 

scheinen sich einig zu sei: jedes Jahr müssen 1500 Woh-

nungen dazukommen. Ob daraus auch eine Bewegung 

folgt, bleibt abzuwarten.

Sperre: Stichwort  Umwandlung von Mietwohnun-

gen in Eigentumswohnungen. Hat die Kommune Mög-

lichkeiten, etwas zu gestalten?

Fahle: Da sind die Spielräume auf den ersten Blick 

gering. In Hamburg oder München gibt es verschiedene 

Modelle, die den Prozess der Umwandlung zumindest 

verlangsamen. Immerhin haben wir in NRW in einigen 

Städten die sogenannte Kündigungssperrfrist verlängert. 

So auch in Münster. Erst 8 Jahre nach dem Verkauf kann 

der neue Eigentümer wegen Eigenbedarf kündigen.

Aber ansonsten hat eine Kommune sehr viele Einfluss-

möglichkeiten auf den Wohnungsmarkt.  Ausweisung 

von Baugebieten, Bebauungspläne, Belegungsrechte, 

Vorgaben für Bauträger und Investoren, Erhaltungssat-



zungen, Vorkaufsrechte der Kommune. Das 

verlangt aber auch Mut und einen starken 

Willen.

Sperre: Was ist mit der Wohnungssituati-

on in Kinderhaus? Ist das der einzige schwie-

rige Brennpunkt in Münster?

Fahle:  Kinderhaus: gemeint ist damit jetzt 

sicher die Schleife, ein kleiner Teil von Kin-

derhaus. Einen schwierigen Brennpunkt, wie 

man ihn aus anderen größeren Städten kennt, 

haben wir hier nicht. Bezogen auf Münster 

ist allerdings schon einiges im Argen. Insbe-

sondere der Verkauf von 640 Wohneinheiten 

durch die damalige WGM, eine Wohnbau-

gesellschaft, an Babcock & Brown. Dieser 

Investor hat der Stadt Münster, vor allem den 

dort lebenden BewohnerInnen massive Pro-

bleme beschert. Dort erlebt man ganz kon-

kret, was es heißt, wenn man Vermietung 

nur als ein Geschäft betrachtet, bei dem die 

kurzfristige Rendite stimmen soll.

Der Bestand verkommt, Dienstleistung ist 

ein Fremdwort, die Verwaltung kennt die ei-

genen Mieter nicht, Betriebskosten laufen aus 

dem Ruder, und, und, und... Der Schaden ist 

meines Erachtens enorm und auch die ande-

ren dort tätigen Wohnungsunternehmen, die 

gute Arbeit vor Ort leisten, sind hiervon stark 

betroffen und in Mitleidenschaft gezogen 

worden.

Sperre: Und in der Innenstadt, werden 

hier die Mieter, wenn sie nicht so zahlungs-

kräftig sind, von Besserverdienenden an den 

Rand verdrängt?

Fahle: Das ist so, wobei man natürlich die 

Studenten, die in 4er- oder 5er-WG s̀ wohnen, 

nicht zu den Besserverdienenden zählen kann. 

Zusammen ist man aber natürlich zahlungs-

kräftiger als eine Familie, die theoretisch für 

Wohnungen dieser Größe in Betracht käme. 

Diese Verdrängung passiert zur Zeit im Ha-

fenviertel. Mehrfamilienhäuser werden an In-

vestoren verkauft, diese hübschen das Objekt 

auf, wandeln um in Eigentumswohnungen 

und verkaufen einzeln wieder. Wer dabei stört 

sind die dort wohnenden Mieter. Also erhal-

ten diese eine sogenannte Modernisierungs-

ankündigung, häufig Textbausteine. Es wird 

angekündigt, dass nahezu alles „modernisiert“ 

wird über einen Zeitraum von mehreren Mo-

naten und der Mieter dies zu dulden habe. 

Danach würden sich die Mieten um 11% der 

Modernisierungskosten erhöhen, was dann 

Erhöhungen je nach Größe der Wohnung von 

300,- bis 500,- €  bedeuten würde. Das macht 

totale Angst, weil man sich das nicht leisten 

kann. Und kämpfen ist anstrengend, gericht-

liche Auseinandersetzungen riskant und mit 

einem hohen Kostenrisiko verbunden. Da 

spielen sich richtige Dramen ab. Furchtbar. 

Bei dieser Art Umwandlung ändert sich nicht 

nur das Haus, sondern Schritt für Schritt die 

Straße, der Stadtteil. Das macht mir immer 

wieder richtige Sorgen, sowohl wegen des 

einzelnen Mieters, der ein solches Haus, 

„seinen Stadtteil“ verlassen muss, aber auch 

wegen der Veränderung des Stadtteils.

Sperre: Gibt es selbst organisierte Lö-

sungsansätze von und für Mieter, im Mo-

ment ist Geld ja billig zu bekommen, oder ist 

es eine zu große Nummer?

Fahle: Ja, das ist eine große Nummer 

und das können sich viele erst einmal gar 

nicht vorstellen. In Münster gibt es meines 

Wissens bislang kaum solche Ansätze. Bei 

solchen Vorhaben sollte man sich die Unter-

stützung kompetenter Leute holen. In Städ-

ten wie in Hamburg, Berlin, München gibt 

es bereits viele Erfahrungen, z.B. mit  Ge-

nossenschaftsmodellen. Interessant ist das 

Mietshäuser-Syndikat, eine nicht kommer-

ziell organisierte Beteiligungsgesellschaft 

zum kapitalmarktunabhängigen Erwerb von 

Häusern, die selbst organisiert in Gemeinei-

gentum überführt werden, aber auch die in 

Hamburg neu gegründete „WEG-damit“- 

GmbH, die umgewandelte Eigentumswoh-

nungen für die BewohnerInnen kauft.

Sperre: Frau Fahle, danke für das Ge-

spräch.
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E
ine aktuelle Studie des Städte-Netzwerks NRW weist den 

Bereich Kinderhaus-Brüningheide landesweit als das sozi-

ale Stadtgebiet mit dem höchsten Kinderarmutsanteil und 

der höchsten „SozialGesetzgeBung II“, sprich Hartz IV Dichte aus. 

Nirgendwo sonst, auch nicht in Köln-Chorweiler oder Dortmund-

Clarenberg ist der Unterschied zwischen der Gesamtstadt und ei-

nem Quartier so hoch wie in Münster. Selbst Münster-Coerde wäre 

im oberen Drittel der belasteten Quartiere, weshalb nun auch ein 

Sozialmonitoring (Instrument der Sozialberichterstattung) als Steu-

erungsinstrument für Münster insgesamt zu fordern ist. Zudem 

ist Kinderhaus-Brüningheide mit Abstand der jüngste und kinder-

reichste Stadtteil aller sogenannten Programmgebiete (vgl. soziale-

stadt.nrw.de).

 

Andererseits, die Anstrengungen der Träger vor Ort sind immens, 

für die Gestaltung eines Bewohnerparks gewannen die aktiven Be-

wohner 2012 den Umweltpreis der Stadt Münster, beim Bundes-

wettbewerb Soziale Stadt  2013 gewann die Mieterinitiative gegen 

Wohnmissstände ebenfalls einen Preis, und das soziale Engagement 

vor Ort sucht seinesgleichen.

Während die Münsterländer Vermieter Sahle, Wohn-Sieger und 

die Wohn- und Stadtbau sich in Kinderhaus bei Sanierungen und 

Mieterbetreuung aktiv zeigen - Sahle lässt z.B. einen maroden Block 

abreißen und baut neu -, ist bei zwei Dritteln der Wohnungsbestände, 

also bei 630 Wohnungen des Wohnbauinvestors Hermes weiterhin 

dringendster Handlungsbedarf gegeben. Dessen sanierungsbedürf-

tigen Bestände werden aktuell notdürftig aufgehübscht und ein 

angestellter Wachdienst soll die Mieter kontrollieren, die man sich 
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Woh situatio  u d 
Leihar eit eh e  

groteske For e  
a . Ei e Situatio s-

es hrei u g aus 
Mü ster Ki derhaus 

– Brü i gheide. 

o  Tho as Koll a

selber ins Haus geholt hat. Ausweiskontrollen von langjährig woh-

nenden Mietern gehören ebenso zum Repertoire des Wachdienstes 

wie Schuldzuweisungen an vorherige Verwalter und Eigentümer, 

wohlwissend, dass nunmehr im achten Jahr ein und derselbe Ei-

gentümer Verantwortung trägt. Außerdem werden Wachleute aus 

dem eigenen Wohngebiet rekrutiert, ein unprofessioneller und ge-

fährdender Vorgang. Ein neuer ‚head of transaction Manager‘ von 

Hermes wollte dem langjährigen Kioskpächter kündigen, während 

des Gesprächs trank er drei Getränke namens ‚Kümmerling‘. Leider 

kümmert sich der Vermieter Hermes in Hinblick auf sozialverträgli-

che Vermietungen nicht wirklich. 

Seit gut zwei Jahren hat Hermes über 20 Wohnungen widerrecht-

lich an osteuropäische Leiharbeiter vermietet. Diese bewohnen zu 

acht bis zwölf Personen je eine Sozialwohnung und arbeiten nach 

Aussagen eines polnischen Mieters teilweise bis zu 15 Stunden und 

ohne notwendigen Arbeitsschutz in Schichten in der Münsteraner 

Fleischindustrie, zumeist bei Westfleisch.

Die Fluktuation ist sehr hoch, und die Leiharbeiter wurden instru-

iert, sich nicht an öffentlichen Plätzen aufzuhalten. Sie zahlen mo-

natlich 200,- € pro Person Miete und über 50,- € für den Transport 

zur Firma und Arbeitskleidung.

Mittlerweile haben sich die katastrophalen Arbeitsbedingungen bis 

nach Polen herumgesprochen, so dass nun vermehrt ‚Gastarbeiter‘ 

aus Rumänien und Bulgarien in das Wohngebiet transferiert werden. 

Diese kommen sonntags in einem Bus mit abgedunkelten Scheiben 

und der Matratze unter dem Arm in Kinderhaus-Brüningheide an 

und werden prompt über Hermes an ihre ‚Wohnstätte‘ und dann an 
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ihre ‚Arbeitsstätte‘ gebracht.

Wachsame Mieter, die nachfragen, werden durch Vor-

arbeiter/Bewacher, die gerüchteweise dem Rockermilieu 

zuzuordnen sind, bedroht. Gleichzeitig machen sich die 

langjährigen Mieter Sorgen um ihre Nachbarschaften 

auch in Hinblick auf vermehrte Ruhestörungen und auch 

um ihre Nebenkosten, die zu 75% gesamtverbrauchsab-

hängig umgelegt werden, denn bei einer 10er-Belegung 

sind deutlich mehr Nebenkosten zu tragen als bei einer 

normalen Belegung mit einer vierköpfigen Familie. Bei ca. 

200 Leiharbeitern und 200,- € Einnahmen je Person ist 

von 40.000,- € widerrechtlichen Einnahmen zzgl. Neben-

kosten auszugehen, teilweise finanziert durch städtische 

Übernahme für Kosten der Unterkunft. Die monatelan-

gen Beteuerungen von Hermes, man werde die Situati-

on baldmöglichst ändern, waren jedenfalls bislang nicht 

glaubhaft.

Aktuell haben sich die Träger des Arbeitskreises Kin-

derhaus zusammengefunden, um gemeinsam auch die 

aktuellen Anforderungen bewältigen zu können. Neben 

den Forderungen nach einer deutlich erhöhten Förderung 

über das Programm Soziale Stadt, der Einrichtung einer 

Erwerbslosenberatungsstelle Münster-Nord und weiteren 

kinder- und jugendpräventiven Maßnahmen wird eben-

falls übergreifend die Wohnsituation kritisiert. Hier wird 

bei einer jährlichen Wohnungs-Fluktuation von 40% und 

vielen zum Teil betreuten Suchtwohnungen sowie bewach-

ten Leiharbeiterwohnungen die soziale Schieflage noch 

verschärft. So werden die gemeinsamen Anstrengungen 

vielfach konterkariert. Dafür trägt der eine Eigentümer in 

Brüningheide über viele Jahre nachweislich die Verantwor-

tung, und man kann nur hoffen, dass notwendige Rechts-

instrumente verschärft und eingeleitet werden, um dieses menschenunwürdige 

und sicherlich in Teilen rechtswidrige Verhalten zu unterbinden.

Tho as Koll a  ist la gjähriger Stad�eilar eiter i  
Mü ster-Ki derhaus u d Leiter des Begeg u gsze tru s a  

Spri k a platz, das i  diese  Jahr 5 Jahre alt ird.

We  is zu z ölf Leihar eiter i  ei er Woh u g u terge ra ht erde , 
spielt si h die rare Freizeit der Be oh er z a gs eise drauße  a .
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I
n meinem Buch 

„Das Hartz-De-

saster - Auf dem 

Weg in den Unrechts-

staat“ habe ich die 

vielfachen Rechtsver-

stöße, die im Hartz-System allgegenwärtig sind, aufgezeigt. Dabei 

konnte ich auf die Einschätzung ausgewiesener VölkerrechtlerInnen 

bauen – wohlgemerkt aus europäischen Nachbarländern! Dort wird 

sehr genau hingeschaut, was sich hinter den angeblich so erfolgrei-

chen Arbeitsmarktreformen in Deutschland verbirgt, schließlich ist 

die zuständige Ministerin Ursula von der Leyen in diesen Tagen auf 

Werbetour durch Europa, um ihr Programm zur Ausgrenzung und 

Entrechtung von Millionen Erwerbslosen den Nachbarn schmack-

haft zu machen. Einmal mehr soll wohl durch deutsches Wesen Eu-

ropa und die Welt genesen.

Insbesondere in der Diskussion um die Sanktionspraxis im SGB II 

(Sozialgesetzgebung) halten mir zahlreiche Juristen gebetsmühlenar-

tig entgegen, dass diese wohl rechtens sei, schließlich habe das Bun-

desverfasssungsgericht (BverfG) hierzu noch kein Urteil gesprochen. 

Als Geisteswissenschaftler erschließt sich mir diese spezifische Logik 

nicht, trotz andauernder und ernsthafter Bemühungen. Schließlich 

bedarf es keiner ausgewiesenen juristischen Expertise, um ein zentra-

les rechtsstaatliches Axiom zu verinnerlichen, das da lautet: Höheres 

Recht bricht niedrigeres Recht (lex superior derogat legi inferiori)! 

Dass im Rechtskreis des SGB II dieser Grundsatz keine Anwendung 

findet, dass hier systematisch Grund-, Menschen- und Völkerrechte 

(„höheres Recht“) außer Kraft gesetzt werden, sollte meines Erach-

tens doch derart deutlich sein, dass wir dazu nicht auf ein Urteil der 

obersten Verfassungshüter angewiesen sind. 

Das SGB II wurde bereits 58 mal geändert, seit es 2005 in Kraft 

getreten ist. Dabei ging es nicht darum, verfassungs- oder völker-

rechtliche Bedenken auszuräumen, im Gegenteil, es wurden die 

Bedingungen Schritt um Schritt verschärft und Kontrollen und 

Eingriffe in die Persönlichkeitsrechte der Betroffenen auf eine un-

erträgliche Spitze getrieben. Spätestens mit der Verabschiedung der 

sog. Instrumentenreform wurde denn auch der Anspruch des För-

derns offiziell zu Grabe getragen, übrig blieb ein inhumanes „Fordern 

fördern.“

Eine klare Rüge, verbunden mit einer eindeutigen Aufforderung 

zur Einhaltung der Völker- und der Menschenrechte handelte sich 

die Bundesregierung bereits im Mai 2011 durch den „Ausschuss 

für soziale, wirtschaftliche und kulturelle Rechte bei den Vereinten 

Nationen (UN)“ ein. In dessen Protokoll der 46. Sitzung heißt es 

wörtlich: „Der Ausschuss stellt mit Besorgnis fest, dass Regelungen 

im Rahmen der Arbeitslosen- und Sozialhilfe des Vertragsstaates (der 

BRD) - einschließlich der Verpflichtung für Empfänger von Arbeits-
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losengeld, „jede zumutbare Arbeit anzunehmen“ (was in der Praxis 

fast als jede Arbeit interpretiert werden kann ), „sowie der Einsatz 

von Langzeitarbeitslosen zu unbezahlter gemeinnütziger Arbeit, zu 

Vertragsverletzungen in Art. 6 und 7 führen könnten.“ Und weiter 

heißt es dort: „Der Ausschuss fordert den Vertragsstaat dazu auf, si-

cherzustellen, dass seine Systeme zur Arbeitslosenhilfe die Rechte des 

Individuums zur freien Annahme einer Beschäftigung seiner oder 

ihrer Wahl ebnen.“

Wie wir unschwer erkennen können, ergeben sich die Rechtsverstö-

ße nicht allein aus dem niedrigem Recht, wie es das SGB II darstellt. 

In der täglichen Verwaltungspraxis sind Rechtsbeugung und Rechts-

bruch allgegenwärtig, die Sozialgerichtsbarkeit ertrinkt in einer Flut 

von Klagen, denen in ca. jedem zweiten Verfahren stattgegeben 

wird. Die unmittelbar Betroff enen werden in vielfacher Weise ihrer 

verbrieften Rechte beraubt, die nachfolgende stichwortartige Auf-

zählung kann ob des Ausmaßes des etablierten Rechtsbruchs nicht 

einmal den Anspruch auf Vollständigkeit erheben:

• Menschliche Würde wird ihnen nicht zugestanden, trotz des 

hehren Versprechens des Grundgesetzes, dessen grundlegendes und 

unveräußerliches Axiom auf dem Papier doch immer noch lautet: 

Die Würde des Menschen ist unantastbar!

• Sie werden vom grundgesetzlich und mit Ewigkeitsgarantie verse-

hendem Prinzip der Sozialstaatlichkeit ausgeschlossen.

• Der besondere Schutz von Ehe und Familie wird ihnen vorent-

halten, mit ständig drohenden Sanktionen dräut ihnen sogar die 

Sippenhaft.

• Das Recht auf Leben und auf körperliche wie seelische Unver-

sehrtheit wird ihnen abgestritten.

• Ihnen wird das Recht auf freie Berufswahl und damit auch das 

Recht auf eine freie Lebensgestaltung genommen.

• Ihnen wird das Recht auf die freie Wahl des Wohnortes und des 

Lebensmittelpunktes genommen.

• Mit der sog. Präsenzpfl icht wird ihre Bewegungsfreiheit auf ein 

Minimum beschränkt.

• Sie werden des Rechts auf Teilhabe am gesellschaftlichen und 

kulturellen Leben beraubt.

Dabei werden doch im Grundgesetz der Bundesrepublik Deutsch-

land in dem Abschnitt „Der Bund und die Länder“ die wichtigsten 

Staatsprinzipien benannt: Demokratie, Sozialstaat und die Gesetzmä-

ßigkeit der Staatsorgane sowie der Rechtsstaat. Nie zu vergessen: Die 

in Artikel 1 (Menschenwürde) und Artikel 20 festgelegten Grund-

sätze, also der Kern staatlicher Grundordnung und der Grundrechte, 

dürfen in ihrem Wesensgehalt durch die Verfassung bestimmende 

Gewalt nicht geändert werden (sog. Ewigkeitsklausel)!

Hartz IV verstößt darüber hinaus gegen international anerkann-

tes Völkerrecht, wie es in der  „Allgemeine(n) Erklärung der Men-

schenrechte“ und in der „Charta der Grundrechte der Europäischen 

Union“ ratifi ziert ist. Einige der dort garantierten Rechte gelten ab-

solut und ohne jegliche Einschränkung, so die Menschenwürde, das 

Folterverbot oder das Sklavereiverbot. In diese Rechte dürfen Union 

Das Re ht ird it Füsse  getrete . Der 
sou erä e Volkskörper ird auf diese 

Weise egra e .
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Die Sanktionspraxis verstößt u.a. gegen das 

Gebot eines fairen Verfahrens, das völker-

rechtlich verbindlich und absolut geregelt ist. 

Die Sanktionen im SGB II sind juristisch als 

sog. Verwaltungsstrafe zu werten. Diese Stra-

fen werden von Verwaltungsangestellten einer 

Behörde (hier Jobcenter) verhängt, auch mög-

liche Widersprüche dagegen werden von den 

gleichen Behörden beschieden. 

Einmal mehr wird mit dem SGB II also hö-

heres Recht gebrochen, vorsätzlich und gezielt 

durch nationale Normierungen erzwungen, 

die nach internationalem (höherem!) Recht 

keine Gesetze sein dürfen. Aber selbst natio-

nales Recht ist das Papier nicht wert, auf dem 

es steht. Auch das Grundgesetz der Bundes-

republik Deutschland (GG) garantiert die 

uneingeschränkte Berufsfreiheit und verbietet 

jede Form der Zwangsarbeit. Warum es schon 

wieder deutsche Gerichte sind, die trotz der 

leidvollen Erfahrungen mit der Nazi-Dikta-

tur beharrlich das Völkerrecht ignorieren, er-

schließt sich wohl allein der Logik der „recht 

- sprechenden“ Richterinnen und Richter.

und Mitgliedstaaten nicht eingreifen, und jede 

Relativierung - etwa beim Folterverbot - ver-

bietet sich. 

Hartz IV zielt jedoch bereits in seinen 

Grundzügen auf eine unmenschliche und er-

niedrigende Behandlung der Leistungsberech-

tigten ab. Das beginnt bei der erzwungenen 

Offenlegung sämtlicher persönlicher Verhält-

nisse, gleitet über die Aufhebung des Bank-

geheimnisses zielstrebig zur Entmündigung 

der Betroffenen. Den tatsächlichen und mil-

lionenfachen Zwang zur Sklavenarbeit (neu-

deutsch auch „Leiharbeit“) dürfen wir getrost 

als weiteren Schritt zur unmenschlichen und 

erniedrigenden Behandlung bewerten. Selbst-

redend stellt dieser Zwang zur Aufnahme 

„zumutbarer Arbeit“ schon nach dem Geiste 

des Gesetzes einen massiven Eingriff in die 

Persönlichkeitsrechte der Leistungsberechtig-

ten dar. Ihnen wird nicht nur das Recht auf 

eine freie Lebensplanung genommen, sondern 

auch das Recht der freien Berufswahl und 

das Anrecht auf eine angemessene Entloh-

nung. Insbesondere das Diktat zu prekärer 

Beschäftigung – das sich bei Weigerung in 

der „Bestrafung“, also dem Entzug jeglicher 

Existenzgrundlage durch angedrohte und 

tatsächlich verfügte Sanktionen manifestiert 

- kommt der Heranziehung zur Sklaverei und 

Zwangsarbeit gleich.

Nor ert Wiers i , Diplo  Pädagoge, ist 
Autor des Bu hes „Das Hartz-Desaster“.

. or ert iers i .de

Da s haue  ir u s de  Hartzer do h al ge auer a !
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Tots hlagargu e t 
I ere Si herheit

Freizügigkeit sieht a ders 
aus. Wie I e i ister 
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ü s hte )u a deru g i -

erhal  der Europäis he  
U io  it allerlei frag-
ürdige  Re hts eugu -

ge  zu erhi der  eiß.   

DIE MENSCHENWÜRDE AUF 
DEM OPFERALTAR NAMENS 
SICHERHEIT                             o  Claudius Voigt

I
nnenminister Friedrich schwingt die große Keule, die bei ge-

nauerem Hinsehen ganz, ganz klein wird. Denn mit seiner 

Forderung, Unionsbürger, die in Deutschland Sozialleistun-

gen beziehen, auszuweisen und mit einer Wiedereinreisesperre zu 

versehen, ignoriert der Bundesinnenminister nicht nur EU-Recht. 

Ist die Inanspruchnahme eines verfassungsrechtlich garantierten 

Menschenrechts ein Akt besonders schwerer Kriminalität? Nach 

Auffassung von Bundesinnenminister Friedrich: ja. Seine dreiste 

Scheinargumentation funktioniert aber nur durch einen äußerst ab-

strusen Trick: Er erklärt das Stellen eines Hartz IV - Antrages durch 

mittellose EU-bürger/innen in Deutschland gleichsam zu einem 

staatsgefährdenden Akt, durch den die Öffentliche Sicherheit und 

Ordnung bedroht sind. 

  

Lassen wir uns ausgehen von den Fakten: Jede/r Unionsbürger/in 

– sogar arme Rumän/innen und Bulgar/innen – verfügt in Deutsch-

land nach Ablauf von drei Monaten, auch wenn er oder sie nicht 

erwerbstätig ist, weiterhin über ein Aufenthaltsrecht zumindest zum 

Zweck der Arbeitsuche. Dieses besteht unabhängig vom Vorhan-

densein ausreichender Existenzmittel ohne zeitliche Begrenzung. Es 

kann jedoch im Einzelfall durch eine formale „Verlustfeststellung“ 

durch die Ausländerbehörde beendet werden, wenn diese konstatiert, 

dass nicht ernsthaft Arbeit gesucht wurde oder keine realistischen 

Aussichten (mehr) bestehen, dass in absehbarer Zeit Arbeit gefunden 

wird.  Aber: eine solche Verlustfeststellung und die daraus folgende 
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administrative Ausweisung hat keine Wiedereinreisesperre zur Fol-

ge, sondern der oder die Betroffene genießt nach einer sofort mögli-

chen Neueinreise erneut Freizügigkeit.

Und: Jede Person in Deutschland hat ein Menschenrecht auf Ge-

währleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums, das der 

Höhe nach den Regelbedarfen des SGB II (Hartz IV) entspricht. 

Dies ergibt sich aus den Art. 1 und 20 des Grundgesetzes und wurde 

zuletzt durch das Bundesverfassungsgericht in der Entscheidung zur 

Verfassungswidrigkeit der Leistungen für Asylbewerber (AsylbLG) 

bekräftigt: „Die Menschenwürde ist migrationspolitisch nicht zu 

relativieren.“ Die Sozialgerichte sprechen folgerichtig in der letzten 

Zeit in Eilverfahren den klagenden Unionsbürger/innen in der ganz 

überwiegenden Zahl der Fälle vorläufig Leistungen zu. Für arbeitsu-

chende Unionsbürger/innen ist die Tatsache der Inanspruchnahme 

von Leistungen nach dem SGB II allein kein hinreichender Grund 

für eine Verlustfeststellung oder administrative Ausweisung. 

So formuliert Erwägungsgrund Nr. 16 der Unionsbürgerrichtlinie 

der sehr eindeutig: „In keinem Fall sollte eine Ausweisungsmaß-

nahme gegen Arbeitnehmer, Selbstständige oder Arbeitsuchende in 

dem vom Gerichtshof definierten Sinne erlassen werden, außer aus 

Gründen der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit.“

Womit wir bei Innenminister Friedrichs Logik wären: Wenn 

arbeitsuchende und erwerbstätige Unionsbürger/innen wegen des 

Sozialleistungsbezugs nicht ausgewiesen werden dürfen, muss eben 

ein anderer Grund her. Und den hat er in einem weiteren Auswei-

sungstatbestand gefunden: Nach Art. 27 Abs. 1 Satz 1 der Uni-

onsbürgerrichtlinie dürfen auch Unionsbürger/innen ausgewiesen 

werden, wenn dies „aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicher-

heit oder Gesundheit“ geschieht. Aus Friedrichs Sicht hätte diese 

Form der „Sicherheitsausweisung“ den Vorzug, dass diese anders 

als die administrative Ausweisung mit einer mehrjährigen Wieder-

einreisesperre versehen werden darf – genau das, was der Bundesin-

nenminister sich für mittellose Unionsbürger/innen aus Süd- und 

Osteuropa, die zudem oft nur eingeschränkt wirtschaftlich ver-

wendbar sind, vorstellt.

Jetzt jedoch wird Friedrichs Argumentation dünn – um nicht zu 

sagen haarsträubend. Denn: unmittelbar an den soeben zitierten 

Richtlinien heißt es im anschließenden Satz 2 sehr deutlich: „Diese 

Gründe dürfen nicht zu wirtschaftlichen Zwecken geltend gemacht 

werden.“ Nur: Worum sonst als um wirtschaftliche Zwecke geht 

es wohl? Friedrich äußert dies auch klar, wenn er auf Kritik des 

Duisburger OB Sören Link („Mit Ausweisung und mit markigen 

Sprüchen à la Friedrich werden wir das Problem nicht los.”) entgeg-

net: „Wenn der Duisburger Oberbürgermeister sagt, er will Geld 

haben, damit er alle auf sozusagen deutschem Sozialhilfeniveau in 

Duisburg verköstigen kann, dann kommen wir eben irgendwann 

mal an Grenzen.”

Außerdem: der Begriff der „öffentlichen Sicherheit oder Ordnung“ 

hat rein gar nichts mit der Inanspruchnahme von Sozialleistungen 

zu tun. Die Gewährung von Grundsicherungsleistungen erfolgt 

vielmehr – wie oben dargestellt – aufgrund der staatlich geschulde-

ten, in der Verfassung und diversen Menschenrechtsvereinbarungen 

verankerten Pflicht, ein menschenwürdiges Existenzminimum si-

cher stellen zu müssen.

In des Innenministers Logik wird das Einfordern dieses Men-

schenrechts somit gleichsam zu einem Akt schwerster Kriminalität 

umgedeutet. Denn genau hierfür ist die „Sicherheitsausweisung“ im 

EU-Recht insbesondere vorgesehen: zur Sanktionierung schwerer 

Straftaten. In Art. 27 Abs. 2 (Unionsrichtlinie) heißt es dazu, das 

Fehlverhalten müsse „eine tatsächliche, gegenwärtige und erhebliche 

Gefahr darstellen, die ein Grundinteresse der Gesellschaft berührt. 

Vom Einzelfall losgelöste oder auf Generalprävention verweisende 

Begründungen sind nicht zulässig.“

Abgesehen davon, dass das Ausfüllen eines Sozialleistungsantrags 

und die damit zu Papier gebrachte formale Dokumentation indivi-

dueller wirtschaftlicher Armut bislang wohl kaum als Straftat ein-

zustufen sein dürfte, wäre noch nicht einmal eine Verurteilung ein 

hinreichender Ausweisungsgrund: „Strafrechtliche Verurteilungen 

IN EUROPA 
WERDEN NEUE 
MAUERN 
HOCHGE)OGEN



allein können ohne Weiteres diese 

Maßnahmen nicht begründen.“

Auch Friedrichs eigenes Haus, 

das Bundesministerium des In-

neren, sieht nur sehr begrenzte 

Möglichkeiten einer Sicherheits-

ausweisung. Selbst im Falle einer 

strafrechtlichen Verurteilung 

dürfte nach Auff assung des In-

nenministeriums eine Auswei-

sung nur dann erfolgen, wenn „die 

von dem Unionsbürger ausgehen-

de Gefahr allgemein anerkannte 

und gesetzlich festgelegte Werte 

und Normen in einem Maße be-

einträchtigt, das ein Einschreiten 

seitens des Staates erforderlich 

macht. Zu den Grundinteressen 

der Gesellschaft gehören beispiels-

weise die eff ektive Bekämpfung 

von Drogenhandel und des sexu-

ellen Missbrauchs von Kindern.“ 

 

Zusammenfassend lässt sich also 

feststellen: Das Ausfüllen eines 

Hartz IV-Antrags durch eine/n 

EU-bürger/in in Deutschland ist 

in Friedrichs Weltbild off ensicht-

lich eine vergleichbar gefährliche 

Angelegenheit wie Drogenhandel 

oder Kindesmissbrauch – anders ließe sich sein Pseudo-Plan der Si-

cherheitsausweisungen nämlich nicht rechtfertigen.

Absurd? Ja sicher. Aber das spielt keine größere Rolle. Herr Friedrich 

tut nämlich einmal mehr genau das, was ein guter Innenminister 

eben zu tun hat: Die ganz große ausländerrechtliche Keule schwin-

gen, zum interesselosen Wohlgefallen der Boulevardpresse und der 

Stammtische. Dabei ist es völlig nebensächlich, ob der mit viel Getöse 

verkündete Plan rechtlich und tatsächlich umsetzbar ist, geschweige 

denn, ob er aus integrationspolitischer Sicht sinnvoll wäre.

Sinnvoll wäre allerdings insbesondere eines: Die Zuständigkeit für 

Aufenthaltsgesetz und Freizügigkeitsgesetz sollte dem Bundesinnen-

ministerium umgehend entzogen und beim Bundesministerium für 

Arbeit und Soziales oder bei einem neu zu schaff enden „Ressort für 

Teilhabe und Inklusion“ angesiedelt werden. Das, was manche Kom-

munen mit ihren Ausländer/innenämtern im Sozialdezernat statt im 

Dezernat für Recht und Ordnung bereits vollzogen haben, ist auf 

Bundesebene überfällig.

Ein solcher Paradigmenwechsel hätte für alle Beteiligten nur Vor-

teile: Der bundesdeutsche Plan der Etablierung einer „Willkom-

menskultur“ würde nicht weiterhin durch unüberlegtes Gepolter 

eines Ministers torpediert. Und der Bundesinnenminister müsste 

sich nicht mehr mit den Dingen beschäftigen, die ihn nicht interes-

sieren: Integration, Teilhabe und die emanzipatorische Fortentwick-

lung der Europäischen Union.

Claudius Voigt ar eitet ei der GGUA Ge ei ützige 
Gesells ha�  zur U terstützu g As lsu he der e.V. , 

u.a. i  Projekt „Q“, siehe au h .ggua.de

„Die Ges hi hte o  Böse  Friederi h“ ist Teil der Stru elpeter 
Ges hi hte  - u d ei e der aktuelle  I e politik.

_ Ü B ER  D EM  T EL L ER R A N D



-Projek� o ste h ik

-Meter-Lei a d  -Meter

oderate Ei tri� spreise o  EUR ,  i  VVK, ur die je eils erste   Karte  

u d ,  Euro i  VVK  is EUR ,  AK

Vor erkauf i  Ci e a, Ware dorfer Straße 

A e dkasse a  Ha erka p 

Ei lass: a  :  Uhr

Vorführu gs egi : je eils ei Ei ru h der Du kelheit. U d sollte es reg e , zieht 

das ga ze Ki o ei fa h i  die Sput ikhalle u .

 

Bierkiste  it Kisse  zu  Sitze

Rege po hos auf lau ei Rege

kühle Geträ ke or Ort

koste lose Nutzu g o  glühe de  Grill, Sau e  u d Beste k

Sau e  u d Pappteller u so st. Mit ri ge  o  Sitzgelege heite  kei  Pro le

Progra he� 

Der Ki o-So er 
a  Ha erka p  

DER SOMMER IST DA UND SOMIT AUCH DAS OPEN�
AIR�KINO�SPEKTAKEL �KAMP�FLIMMERN� 

D
as Kino »Cinema & Kurbelkiste« und der Verein »Hawer-

kamp 31 e.V.« veranstalten mit Unterstützung von »Mo-

ving Movies« (Projektionstechnik), der »Sputnikhalle« 

(Getränke) und vielen ehrenamtlichen Helfern auch dieses Jahr das 

Open Air Kino »Kamp-Flimmern« auf dem Hawerkamp-Gelände. 

2011 startete die Filmreihe zunächst als Pilotprojekt. Dank der 

spontanen Mitarbeit des Cinema und der großzügigen Hilfe von Mo-

ving Movies und den Hawerkamplern wurde aus der Idee schnell Re-

alität. Die Veranstalter wollen keine Konkurrenzveranstaltung zum 

großen Open-Air-Kino vor dem Schloss auf die Beine stellen, sondern 

vielmehr eine langfristig angelegte Filmreihe, bei der der Spaß am 

gemeinsamen Filmgucken unter freiem Himmel genauso wichtig ist 

wie das Programm an sich. Das Konzept ging auf. Und so laufen nun 

jeden Donnerstag – von Mitte Juni bis Anfang September – pünktlich 

zum Einbruch der Dunkelheit ausgesuchte Filme im einzigartigen 

Industrie-Ambiente. Ein Publikums-Highlight ist unsere Grill-Ecke 

mit den Grills des Deutschen Wurst-Instituts, die kostenlos genutzt 

werden dürfen. Auch Pappteller, Saucen und Besteck gehören dazu. 

Getränke gibt es vor Ort.

Detaillierte Informationen gibt es auch bei Facebook 

(www.facebook.com/kampfl immern), 

auf der Kamp-Flimmern-Homepage (www.kamp-fl immern.de) und 

auf der Homepage des Cinema (www.cinema-muenster.de)

http://www.cinema-muenster.de/menu/programm/filmreihen/

kamp-fl immern-2013.html

Das Progra   August : 

. .  Co trol

. .  Der Ges h a k o  Rost u d K o he

. .  Fil fes� al Mü ster - „Kurzfi l -Lie li ge“

 K U LT�TO U R  _



Computerwelten 50+ dienstags 10 – 11:30 Uhr

Schreibmaschinenwerkstat montags 16 – 17:30 Uhr

Foto-Kurs mittwochs 15 – 16:30 Uhr

Ratschläge vom Pfl anzendoktor mittwochs 10 – 11:30 Uhr

Schreibwerkstatt - Schreiben kann jeder mittwochs 10 – 12 Uhr

Onlinepräsenz: Redaktionelles Arbeiten im Online-Bereich dienstags 12:30 – 14 Uhr

Spanisch-Kurs freitags 18 – 19:30 Uhr

Kulturelle Bildung: Handarbeit - gestern und heute          28.09. - 29.09.

FÜR ARBEITSLOSE UND VON ARMUT BETROFFENE 
MENSCHEN BIETET DER ABM �ARBEITSLOSE 

BRAUCHEN MEDIEN E.V.� KURSE AN. 
KOSTENLOS NATÜRLICH!  

WER ). B. HILFE BEI BEWERBUNGEN SUCHT ODER 
WER SEINE PC�KENNTNISSE ERWEITERN MÖCHTE 

ODER WER EINFACH MAL MIT ANDEREN ÜBER 
SEINE LEBENSSITUATION SPRECHEN MÖCHTE, 
FINDET HIER EINE ANLAUFSTELLE. AUCH WER 
SICH FÜR THEMEN WIE ).B. GESUNDE ERNÄH�

RUNG, DIE SPANISCHE SPRACHE, GEWALTFREIE 
KOMMUNIKATION ODER FÜR DAS PILGERN 

INTERESSIERT, KANN IM ABWECHSLUNGSREICHEN 
KURSPROGRAMM FÜNDIG WERDEN. 

A eitslose au he  Medie  e. V.

AKTUELLES KURS� 
ANGEBOT VON

dazu le e   –  itei a de   ede   –  it a he   –  zuhö e   –  si h ei i ge  – si h eite ilde  

Praktische Solidarität – 

Unterstützung bei der Bewerbung montags 11:30 – 13 Uhr

PC-Schulung montags 18 – 19:30 Uhr

Bewerbungsoptimierung – Forum 50+ mittwochs 9:15 – 12 Uhr

Wege in die Selbstständigkeit dienstags 14 – 15:30 Uhr

Kein Stillstand ohne Stelle         22.11. – 23.11.

Hilfestellu g ei Be e u ge , Stelle su he u d eh

Nützli hes K o  Ho

INTERESSIERTE SIND EINGELA�
DEN, AN EINER ODER MEHREREN 

KURSSTUNDEN PROBEWEISE 
TEIL)UNEHMEN. 

   _K U LT�TO U R



Deutsch-Kurs freitags 16 – 17:30 Uhr

Mehr Lebensqualität – ein Dialogkurs dienstags 16 – 17:30 Uhr

Gewaltfreie Kommunikation (Anmeldung erforderlich) mittwochs 14 – 15:30 Uhr

Non-violent-communication (Anmeldung erforderlich) dienstags 19 – 20:30 Uhr

Stimmbildung mittwochs 17:30 – 19:30 Uhr

Buchstaben werden Bilder donnerstags 12 – 13:30 Uhr

Gesunde Ernährung                  24.08. – 25.08.

Die Lehre vom Pilgern 07.09. – 08.09. und 12.11. – 13.11.

Frauenrunde: 

Wege aus der Erwerbslosigkeit

montags 17 – 18:30 Uhr

Kulturelle Bildung: die Rolle der Frau

in der Arbeitswelt historisch 

dienstags 17 – 18:30 Uhr

Kulturelle Bildung: 

die  Vereinbarkeitslüge 

donnerstags 17 – 18:30 Uhr

Kulturelle Bildung: von der süßen

Lust des Lernens und Wissens

freitags 17 – 18:30 Uhr

    K U LT�TO U R _

Meh  Le e s ualität i  Alltag

Weite e I fo a� o e  i  MALTA, A hte a st .   ode  telefo is h u te  -  

Nu  fü  F aue  
Ve a staltu gso t: 

Auto o e F aue

Stimmbildung für Männer dienstags 18:30 – 20:30 Uhr

Gewaltfreie Kommunikation

für Männer (Anmeldung erforderlich)

montags 17 – 18:30 Uhr

Nu  fü  Mä e

Fü  Mig a te /� e

A eitslose au he  Medie  e. V.

dazu le e   –  itei a de   ede   –  it a he   –  zuhö e   –  si h ei i ge  – si h eite ilde  

Veranstaltungsorte sind:

MALTA  (Münsters Arbeitslosentreff  Achtermannstr. 10)

AbM (Arbeitslose brauchen Medien e.V.) Berliner Platz 8

Autonome Frauen Berliner Platz 29.

Die Kurse werden in Kooperation mit der Paritätischen Akademie NRW angeboten.

Foto: pixelio
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DIE WAHRHEIT ÜBER 
SPORT ...   

  

E
s ist schon eigentümlich, wie viel Sport unser All-

tagsleben begleitet. Wer ahnt schon, dass der ei-

gene Haushalt eine lebensgefährliche Sportart bietet? 

Ja, das tägliche Putzen, Kochen, Waschen und Ein-

kaufen ist ein furchtbar gefährlicher Extremsport, er 

hat bis jetzt die meisten Todesopfer gefordert.

Darum warne ich vor Sport: Sport ist Mord! ... Und 

das ist wissenschaftlich bewiesen. Allein viele unna-

türliche Bewegungen – mit und ohne Geräte – lösen 

im Gehirn diverse Mengen an Hormonen aus. Adrena-

lin, Serotonin, Atropin, Endorphin, Corticoid, Thyr-

oxin und andere werden ungehindert in unseren ohne-

hin schon belasteten Stoffwechsel überdosiert ausgeschüttet. 

Die Schäden an Muskeln und am Knochenbau sind bald ab-

sehbar. Oft beginnen die Symptome mit Kopf- und Muskelka-

ter. Werden diese nicht beachtet, folgen Schädel- und Muskel-

krämpfe und kurz danach Muskel- und Sehnenentzündungen. 

Die Folgen: schwerste Sehstörungen, Knochenverschleißer-

scheinungen, Sehnenabrisse sowie Fuß- und Handschwielen. 

Nicht selten sind sogar furchtbare Verwundungen an der Ta-

gesordnung. Auch der Kreislauf wird sehr belastet: Schweiß-

ausbrüche, Kollaps und Herzversagen sind Alarmmeldungen.

Zu den körperlichen Belastungen wird zudem die Psyche 

extrem gefordert: Erschöpfungszustände, burn out, Versa-

gensängste und Depressionen stellen sich ein und bilden eine 

schwere Persönlichkeitsveränderung bis hin zum Selbstmord. 

Sogar das Gehirn bekommt sein „Fett ab“: Durch die ständige 

Abgabe der Hormone entsteht eine schleichende Sportdemenz, 

das Gehirn wird nur noch auf Sport programmiert und der 

Übertrainierte „verblödet“ (bestes Beispiel: Boris B.). An die-

sen Fehlbelastungen musste so mancher Sportler zu früh ster-

ben. Das wäre ein Grund, den Wahnsinn zu beenden.

Stoppt den Sport! Verbietet den Trainingsstress von Mensch 

und Tier mit und ohne Geräte!

Vermeidet Überbelastung im Alltag! Lasst wieder Ruhe im 

Haushalt einkehren! Kehrt Schrubber und Besen den Rücken 

zu! Schmeißt Eure überteuerten Sportklamotten in den Müll! 

Hindert Jogger, Nordic Walker, Fahrradroadrunner und ande-

re Landschaftsstörer! Geht wieder in Frieden mit Eurem Hund 

spazieren! Bewegt Euch wieder „normal“!

o  Do ata Godle ska

Do ata Godle ska ist Teil eh e i  de  
„S h ei e ksta�“, A M e.V.

    _G L O S S E



Über meine andre Seite

meine abgewandte Seite

meine unbewohnte Seite:

Dunkel in Dunkel

und ganz im Dunkel drinnen

etwas, damit zu ringen

stark genug, mich wie ein 

Stück Laub wegzuwirbeln.

DUNKEL  

S
eit einer Handvoll Sperre Ausgaben kam „Farbe“ in dieses 

Heft. Die Rubrik Kind und Lifestyle wurde von unserem Re-

daktionsmitglied Udo von Mach erfunden, betextet und lay-

outet. Damit bekam unsere Zeitschrift eine besondere Note. Udos 

freigeistige Phantasie wurde von unseren KollegInnen nicht diskus-

sionsfrei betrachtet, sein journalistischer Gratseiltanz zwischen Genie 

und Wahnsinn indes nie bestritten.

Kurz nach der letzten Frühlingsausgabe wurde Udo nach einem 

eher weniger schweren Radunfall stationär in die Rafaels Klinik auf-

genommen. Dort machte er, wie es seine Art war, bei seinen Kranken-

zimmerkollegen unverdrossen Werbung für die Sperre.

Umso größer war die Bestürzung im Redaktionsteam und im „Mal-

ta“ sowie beim gesamten A.b.M. e.V. als wir ein paar Tage nach dem 

letzten Besuch von seinem Tod erfuhren. Münsters Innenstadt Kli-

nik, im Volksmund auch „Rappelkiste“ genannt, ist Udos letzte Le-

bensstation geworden. Dieser Spitzname war ganz in Udos Sinne. Es 

bleibt Unfassbarkeit und Sprachlosigkeit. (c.t.)

Lars Gustafsson



Ve de kte A ut 
i  Mü ste  
) is he  ,  u d ,  Millio e  Me s he  ea t age  laut ei-

e  aktuelle  U te su hu g des IAB I s� tut fü  A eits a kt 
u d Be ufsfo s hu g de  Bu desage tu  fü  A eit   i   Deuts h-
la d kei e Ha tz-IV-Leistu ge , o ohl sie ei e  A sp u h da auf 
hä� e . Das si d   z .  P oze t alle  A sp u hs e e h� gte . 

Auf Mü ste  ezoge  edeutet dies, dass i deste s   
Me s he  auf die ih e  zustehe de  Leistu ge  e zi hte  – sei 
es aus U ke t is ode  S ha . Ode  eil sie u  e ig ode  ela�  
ku z Geld o  Jo e te  zu e a te  ha e .   a o  

Viele Jo e te -Mita eite  t aue  off e a  ih e  „Ku -
de “ i ht u d olle  u te  de  Vo a d, Ha tz IV Sozial-

leistu gs iss au h aufzude ke , u  au h i  soziale  Netz e -
ke  ie Fa e ook i te si  fah de . Da die Leistu gst äge  hie ei 
s ho  o�  ih e Ha dlu gsko pete ze  ü e s h i� e , a dte  si h 
ei ige Sa h ea eite , die eige tli h fü  die Rei teg a� o  i  de  A -

eits a kt zustä dig si d, a  de  Bu desdate eau� agte  Pete  
S haa . Sie f agte , o  sie Ha tz IV-Beziehe  ei Fa e ook ü e p ü-
fe  dü fe . S haa  a te jedo h ausd ü kli h da o . 

Fü  ei e gezielte Re he he dü fe  Mita eite  o  Behö de  Fa-
e ook ode  T i� e  i ht e e de . Das gehe au h i ht, e  
u  ei e u eg ü dete Ve utu g estehe, die Leistu gs e e h-

� gte  ü de  Sozialleistu gs et ug egehe . Alle di gs ge e es 
a h Mei u g des Date s hütze s „a solute Aus ah efälle“, et a, 
e  ei  ko k ete  Bet ugs e da ht estü de. Da  dü fe  Jo -

e te  au h die Date  aus de  soziale  Netz e ke  e e de , so 

Spe e/Kü zu g 
ege  Weite ildu g?

  _ N I C H T  S PER R I G

Loh a sta dsge ot - 
Nied iglöh e i  Mü ste

I  Jo  alles ge e  – u d t otzde  e ig dafü  eko e . I  
Mü ste  a eite  u d   Me s he  fü  ei e  Nied igloh . 

Sie e die e  e ige  als ,  Eu o p o Stu de. Das ist das E ge -
is ei e  Studie des Pestel-I s� tuts i  Ha o e . Die Wisse s ha� -

le  ha e  da ü e  hi aus u te su ht, el he posi� e  Eff ekte ei  
gesetzli he  Mi destloh  fü  die hei is he Wi ts ha�  hä� e: „Die 
Kau� a�  i  Mü ste  ü de u  ,  Millio e  Eu o p o Jah  steige . 
Vo ausgesetzt, jede  Bes hä� igte e die t kü � ig i deste s ,  
Eu o p o Stu de“, sagt Ma� hias Gü the  o  Pestel-I s� tut. De  
Leite  de  Mi destloh -Studie e a tet, dass de  )u a hs a  Kauf-
k a�  ahezu ei s zu ei s i  de  Ko su  gehe  ü de. U d da it 
au h i  die Bet ie e, o diese Bes hä� igte  a eite .

Fü  die Die stleistu gsge e ks ha�  Ve di u d die Ge e ks ha�  
Nah u g-Ge uss-Gaststä� e  NGG  si d die E ge isse de  Studie 

a h eige e  A ga e  ei  kla es A gu e t fü  die sofo � ge Ei füh-
u g ei es gesetzli he  Mi destloh es o  ,  Eu o. Beide Ge-
e ks ha� e  ha� e  die U te su hu g i  Au� ag gege e .
„We  de  ga ze  Tag a eitet, uss it de , as e  e die t, 

au h kla ko e  kö e . Das klappt a e  i ht, e  Du -
pi glöh e gezahlt e de . U d ei  Du pi gloh  ist alles u te  ,  
Eu o p o Stu de“, sagt die stell e t ete de Ges hä� sfüh e i  des 
Ve di-Bezi ks Mü ste la d, Ju� a S hultz. a o  

F itz K. hat a h de  A itu  e st ei e kauf ä is he Aus il-
du g ge a ht u d a h de  Aus ildu g z ei Jah e eite ge-

a eitet. Da  hat e  si h e ts hlosse  zu studie e  u d gekü digt. 
Das Studiu  fi g a  . Septe e  a , f istge e ht kü dige  ko -
te F itz  zu  Qua talse de, also z ei Mo ate o he  zu  E de Ju i. 
Fü  die z ei Mo ate daz is he  ea t agt e  A eitslose geld. 
)u ä hst sagt ih  ei e  A gestellte de  A eitsage tu , ei e  A -
t ag au he F itz i ht zu stelle , de  e  ha e sel st sei e A eit 
gekü digt u d ü de ei e Spe zeit o   Wo he  k iege . F itz 
stellt jedo h sei e  A t ag. U d tatsä hli h, e  eko t A eits-
lose geld. De  au h e  e  sel st gekü digt hat, so ha� e e  ei-

e  soge a te  „ i h� ge  G u d“ dafü , ä li h sei e e ufl i-
he Weite ualifi zie u g, so e ts hiede  o  SG Kiel a  . . , 

Az. S  A  /  so ie LSG Be li  B a de u g o  . . , Az.  
AL /  B PKH. a o  

Fa e ook-S h üffelei 
du h Jo e te

KUR)BERICHTE, 
TIPPS UND 
MELDUNGEN



Date  sel st s hütze : I e  iede  e i hte  Bet off e e da-
o , dass ih e Sa h ea eite  I fo a� o e  da lege , die u  aus 

I te et-Re he he  sta e  kö e . So lese   Jo e te -Mita -
eite  o zugs eise auf p i ate  Blogs ode  au h Fa e ookseite . 

„Es e pfi ehlt si h i  jede  Fall das P ofi l u  F eu de  zugä gli h 
zu a he . E tsp e he de Ei stellu ge  kö e  ei Fa e ook di-
ekt getä� gt e de .“, ät Se as� a  Be t a  o  „gege -ha tz.de“. 

Viele e gesse  i  de  soziale  Netz e ke , dass au h a de e i  
de  G uppe  u d Fa seite  itlese  kö e . Deshal  sollte jede  
Satz it Beda ht ge ählt e de . 

De  Date s hutz eau� agte Pete  S haa  fo de te alle Bet off e-
e  auf, si h ei ih  zu elde : „Bet off e e, die ei e iss äu h-

li he E he u g ih e  Date  i  soziale  Netz e ke  e ute , kö -
e  si h jede zeit a  i h e de .“ 
Quelle: h� p:// .gege -ha tz.de/ a h i hte ue e ha tzi /

fa e ook-s h ueff elei-du h-jo e te - 44 .php

T otz Bes h ö u ge  de  Bu desage tu  fü  A eit e t die 

)ahl de  Wide sp ü he u d Ha tz IV-Klage  o  de  Sozialge-

i hte  du h A eitslose geld II-Beziehe  i ht a . Da ei ist die E -

folgs uote fü  die Kläge  o h i e  ü e du hs h ittli h ho h. Bei-

ahe jede z eite Klage i d o  de  Sozial- u d La dessozialge i h-

te  teil eise ode  ollstä dig stattgege e . Auf ei e A f age de  

Bu destagsf aktio  „Die Li ke“, estätigte das Bu desa eits i is-

te iu  die Rate o   P oze t e folg ei he  Klage . Nu  jede zeh -

te Klage e de du h ei  Ge i ht a ge iese .  P oze t de  Klage  

e de  eispiels eise du h Ei igu ge  ode  Ei le ke  oh e U teil 

e folg ei h ee det. Wide sp ü he e de  i   P oze t de  Fälle 

seite s de  Jo e te  estätigt.

Das A eits i iste iu  eto te, dass die )ahle  o  Okto e   

sta e . Alle di gs ist die )ahl de  Klage  seitde  i ht gesu ke . 

I  Ap il  u de  laut Be e h u ge  de  Bu desage tu  fü  A -

eit .  Wide sp ü he u d .  Klage  ei ge ei ht.

.gege -ha tz.de

   N I C H T  S PER R I G_  

KUR)BERICHTE, 
TIPPS UND 
MELDUNGEN

Ha tz IV Klage
loh e  si h 

S haa . „Jo e te -Mita eite  dü fe  si h a e  kei esfalls zu  
gezielte  Re he he i  soziale Netz e ke ei logge  ode  si h ga  
u te  fals he  Flagge it de  Bet off e e  ‚ ef eu de ‘, u  so 
a  de e  Date  zu gela ge .“



Seit  gilt die Beit agspfli ht fü  alle i  de  K a ke -
e si he u g, fü  Sel stä dige a  . Beit äge üs-

se  ü k i ke d is zu de  Te i  a hge iese  e de . 
We  isla g oh e K a ke e si he u g gele t hat u d de  
)ah a zt ode  Medizi  sel st ezahlt hat, u d si h e st spä-
te  eldet, eispiels eise e st , hat sofo t ei e  Sa k oll 
S hulde  a  de  Ha ke . Die auf eh e de K a ke e si he-
u g e h et ih  o , as e  fü  die e ga ge e  Jah e a  Bei-

t äge  a hzahle  uss. Da ko e  s h ell etli he Tause d 
Eu o zusa e . Viele, die zu spät ei e Ah u g da o  gek iegt 
ha e , fü htete  si h o  de  Offe legu g diese  S hulde  
u d s hie e   de  Be g o  si h he . Et a   Mit ü ge  
si d ei kei e  K a ke e si he u g a ge eldet. )usätzli h 
kö e  iele Mitgliede  ih e Beit äge i ht ezahle . Da u -
te  si d etli he, die si h ei p i ate  K a ke e si he u ge  
ode  als soge a te „f ei illig Ve si he te“ i  de  gesetzli-

he  Kasse  a h ei e  eit agslose  )eit eu a ge eldet ha-
e . Sie üsse  sofo t ü k i ke d au h fü  die Ve ga ge -

heit Beit äge zahle  u d zusätzli h ho e de )i se .

 a  ei e fehle de K a ke e si he u g hu de ttau-
se de  Me s he  i  Deuts hla d A lass fü  das Ei füh e  de  
Ve si he u gspfli ht. Heute si d u  Hu de ttause de i  de  
Ü e s huldu g gela det, eil sie die Beit äge i ht a hzahle  
kö e . Sel st e  sie a  jetzt o de tli he Beit äge zahle , 
so ha e  sie de o h kei e  A sp u h auf u fasse de e-
dizi is he Leistu ge , so de  u  auf die Notfall e so gu g. 
)ude  üsse  sie a e  o de tli h St afzi se  fü  die Beit ags-
ü kstä de zahle , so dass sie kau  aus de  Ü e s huldu g 

he ausko e . Diese Lage ist a su d, äu e  sel st Be ate  
a  Bü ge telefo  des Bu desgesu dheits i iste iu s ei .

Na h la ge  Ha tlei igkeit u d s h a h üstige   Refö -
he  seite s de  i ts haftsli e ale  Gesu dheitspolitike  hat 

es jetzt et as Be egu g gege e . 
Ei ige S hulde  i  gesetzli he  Kasse  kö e  e lasse  e -

de , e  si h die Beit agspfli htige  is zu  . .  el-
de . St afzi se  ege  Beit ags e zug solle  deutli h edu-
zie t e de . Fü  kü ftige )eite  solle  Beit agslü ke  i ht 

eh  so ei fa h auf eiße . Fü  p i at Ve si he te it Beit ags-
ü kstä de  i d ei e eduzie te  So de e si he u g ge-

s haffe . 

Das Gesetz ist aktuell . .  o h i ht i  K aft. Aus-
füh u gs egelu ge  solle  die K a ke kasse  is zu  . Sep-
te e   es hließe . We  si h isla g i ht ei de  K a -
ke kasse ge eldet hat, sollte das esse  e st a h Mitte Sep-
te e , a e  u edi gt o  de  Jah ese de   tu . So i h-
tig a hhaltig sieht die Lösu g jedo h o h i ht aus.

Weite e I fo atio e  gi t es i  de  ko e de  Spe e, 
ode  i  ei e   Be atu gsstelle, et a ei  „ u a“, A hte a -
st aße  - , Telefo  - . a o

Beit agss hulde  ei de
K a ke e si he u g

  _ N I C H T  S PER R I G

Gehalts e h e

W
as verdiene ich netto, wenn mir mit einer neuen Stelle ein 

Gehaltsvorschlag gemacht wird? Was geht runter vom brut-

to für Kranken- oder Rentenversicherung und für die Steuer usw.?

So einfach ist es nicht zu sagen. Die Sozialversicherungsabzüge 

sind im Normalfall etwa 20 % des Bruttolohns. Es gibt einen klei-

nen  Spielraum bei den Beiträgen zur  Pflegeversicherung. Die Steuer 

ist schwieriger zu schätzen. Steuerliche Abzüge beginnen in der Steu-

erklasse I und IV erst bei gut 920 Euro, in Steuerklasse II bei 1050, 

in Steuerklasse III bei 1740, in Steuerklasse V bei 100 Euro,  nur das 

Einkommen oberhalb davon wird belastet, und das nicht mal mit ei-

nem festen Satz.

Falls Sie  mal kurz gucken wollen, welche Abzüge bei welchem 

Lohn anfallen, können Sie einen  Gehaltsrechner benutzen, wie es sie 

zuhauf im Internet gibt z.B. den der AOK:

www.aok-business.de/tools-service/gehaltsrechner-2013/ 

Für die Gleitzone zwischen 450 und 850 Euro brutto können Sie 

einen sogenannten Gleitzonenrechner anklicken. In der Gleitzone ist 

der Arbeitnehmeranteil der Sozialversicherung abgesenkt. a o



Gesetzli he K a ke kasse  kö e  ei e  fi a zielle  
A eiz ge e , dass ih  Mitglied si h gesu dheitsfö de -

li h e hält. Ei e  Ü e li k ü e  die Leistu ge  e hält a  
ei de  i di iduelle  K a ke e si he u g ode  a e  fü  alle 

Kasse  auf de  I te etseite http:// .
gesetzli hek a ke kasse .de/doku-

e te/ o usp og a e.pdf. I  ei -
zel e  geht das atü li h i ht oh e 
ei e ge isse Bü ok atie. Ma  eko t 

ei de  Kasse ei  Bo usheft. I  Heft  
lässt a  si h die Akti itäte  o  de  
gesu dheitsfö de de  Stelle , z.B. die 
K e s o so geu te su hu g o  A zt 

es hei ige . Mit diese  Heft geht 
a   a hhe   iede  zu  Kasse u d 

eko t da  e tsp e he d de  e-
s hei igte  Di ge  ei e  Bo us ü e -

iese . De  Bo us i d i ht auf das 
A eitslose geld II Alg II ode  Ha tz IV  
a ge e h et. a o

D ie Ha u ge  Jo e te -Mita eite i  et ei t ei e  
p i ate , Ha tz IV-k itis he  Blog: http://alto a loggt.

o dp ess. o /. Hie  s h ei t sie egel äßig ü e  Missstä de 
i  de  Jo e te  u d e i htet o  ih e  Ka pf fü  die Re h-
te o  Ha tz IV-Bet offe e . I  ih e  Beit äge  fo de t sie ie-
de holt die Ei haltu g des G u dgesetzes i e hal  de  Ha tz 
IV-Gesetze u d sp i ht si h fü  Mita eite /i e  i  de  Be-
hö de  aus, die ei e e tsp e he de Aus ildu g eko e  
u d it E pathie de  Me s he  au h i  de  Ä te  egeg-

e . I  diese  )usa e ha g a ht sie si h au h fü  die A -
s haffu g alle  Sa ktio e  ei Ha tz IV sta k u d kä pft ge-
ge  die alltägli he Willkü  i  de  Jo e te . 

Nu  ist die Ge issheit da, die Ha u ge  Behö de e tledigt 
si h offe a  ih e  g ößte  K itike i . A  . .  a  I ge 
Ha e a  a h ih e  U lau  zu ei e  Gesp ä h it de  Ge-
s häftsfüh u g ei gelade . „Ü e  die I halte des Blogs u d 
da ü e , o  u d ie eit Sie a  diese  I halte  i  )uku ft fest-
halte  ode  da o  a ü ke  ö hte, ü de  i  ge  ei  pe -
sö li hes Gesp ä h it Ih e  füh e .“ Na h diese  Gesp ä h 
sollte ga z o al de  Die st ei ih e  A eitge e  „tea a -

eit Ha u g“ egi e . Do h statt des Gesp ä hes u de 
sie it sofo tige  Wi ku g seite s de  Ges häftsfüh u g o  
Die st „f eigestellt“. Ih e  S hlüssel usste sie sofo t a ge-

e  u d ei  Jo e te  da f sie i ht et ete .
Die eite e Ausei a de setzu g it de  A eitge e  läuft 

o  de  A eitsge i ht.
.gege -ha tz.de

Jo e te -Ges häftsfüh u g
spe t I ge Ha e a  aus
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Bo uszahlu ge  o  de  
K a ke kasse – au h fü
Ha tz IV-Beziehe I e

KUR)BERICHTE, 
TIPPS UND 
MELDUNGEN



Ka i  P. hatte eige tli h Soziala eit studie t. 
I ge d a  lief es i ht eh . Sie su hte si h 

ei e  Jo  i  ei e  Biolade , e st i  Teilzeit, da  
hat sie das Studiu  ollstä dig aufgege e  u d  
Jah e la g i  Vollzeit gea eitet. Ei e Aus ildu g 
hatte sie da ei i ht. Wege  ih e  Ki de  hat sie i  de  letz-
te   Jah e  u  aushilfs eise eite gea eitet. Jetzt ill sie 

iede  oll ei steige . Ka i  sagt si h, dass sie de  Jo , de  sie 
aushilfs eise a gefa ge  hat, au h zu ih e  e ufli he  Pe s-
pekti e a he  ka  - it ei e  e tsp e he de  A s hluss.  
No al läuft die Aus ildu g zu  Kauff au i  Ei zelha del it 

 Jah e  Leh e u d Be ufss hule. Ka i  kö te ei e e kü z-
te z eijäh ige U s hulu g it glei he  )iel du hlaufe , also 
e e falls it et ie li he  Aus ildu g u d Be ufss hule.  

Als soge a te E te e oh e diese et ie li he Aus il-
du gszeit kö e  Me s he  zu  Geselle p üfu g  zugelasse  

e de , die si h die e ufli he  Ke t isse du h u fasse -
de p aktis he A eit a geeig et ha e . Das gilt u.a. fü  dieje-

ige , die i deste s ei ei hal  al so la ge i  glei he  e-
ufli he  Be ei h  es häftigt a e , ie ei e o ale Leh e 

daue t. Bei  Jah e  o ale  Leh zeit uss Ka i  ie ei hal  
Jah e es häftigt ge ese  sei . Die Bedi gu g e füllt sie. P ü-
fu gsstelle fü  Kaufleute ist die I dust ie- u d Ha delska -

e , do t lässt si h Ka i  e st ei al e ate . Sie stellt fest, 
dass ih  o h theo etis he G u dlage  fehle . Die Be ate i  
i  de  Ka e  ke t jedo h o e eite de Ku se zu de  E -
te e p üfu g. Diese  Weg fi det Ka i  passe d, sie eldet 
si h a . 

Au h die A eitsä te , also A eitsage tu  u d Jo e te , 
e ate  zu diese  Weg de  E te e p üfu g. Ku sge üh e  

fü  die Vo e eitu g auf die P üfu g kö e  die Ä te  fü  die 
A eitsu he de  ü e eh e . Wege  des eso de e  Fö -
de auft ages fü  Be ufs ü kkeh e i e  kö te au h Ka i  P. 

o  de  A eitsage tu  ei e Fö de u g e halte , sel st e  
sie ga  kei e  A sp u h auf A eitslose geld hat. 

I fos: .pe spek� e- e ufsa s hluss.de/de/ .php. a o

E te e p üfu g -
z eite Cha e 
fü  ei e  
Be ufsa s hluss

Flu hhafe

  _ N I C H T  S PER R I G

Auf Mü ste  lastet ei  Flu h, ge aue  gesagt, de  Flu h-
hafe  Mü ste  Os a ü k FMO . De  Flu hhafe  ge-

hö t u s alle , de  die Stadt Mü ste  ist ü e  die Stadt e -
ke Miteige tü e i . De  Flu hhafe  fäh t u  Defizite ei , 
fü   e de   Mio € e a tet. Jedes Jah  kostet das die 
Stadt e ke ges hätzte d ei is fü f Millio e  Eu o. Auf Dau-
e . De  FMO hat i ht die Na hf age, u  die Koste  zu de ke . 
Seit ku ze  fliegt R a  Ai  a  Mü ste /Os a ü k a h Ma-
laga u d Ge o a. R a  Ai  ist eka t dafü , i ht koste de-

ke de Sta t- u d La dege üh e  zu zahle .  K a ke häuse , 
S hule  us . e de  ges hlosse , e  sie i ht ge au ht 

e de . Gilt das i ht fü  Flu hhäfe ?  Wo lei t die s h ä i-
s he Hausf au? 

Wie ist das Lo h zu de ke ? )u  Beispiel:
• die St o e h u g i d a geho e
• Mü ste  spa t si h   f eie soziale u d kultu elle 
 Ei i htu ge  
• jede Ei oh e i  u d jede  Ei oh e  zahlt  jäh li h  

 zeh  Eu o Flu hhafe a ga e 
• die Stadt Mü ste  i t ei e  K edit auf u d zahlt  

 das Flu hhafe defizit aus de  )i se
• de  Flu hhafe  i d it de  Bad Ba k de  West LB 
 fusio ie t, das gi t S e gieeffekte.
• De  Flu hhafe  i d i  Stuttga t  e g a e
• Mehdo  i d zusätzli h zu Be li   Flu hhafe hef  

 i  Mü ste  
• De  FMO i d a  die Niede la de a gege e , do t  

 gi t es p i ate I esto e , die iel Geld i  ei e   
 Flu hhafe  ei E s hede i estie e  olle . 

Wi  sa el  eite e Vo s hläge. a o

Ku z e i hte & 



E i e Fa ilie aus Be li -Spa dau eko t u   Eu o 
e ige  Ha tz IV-Leistu ge , eil laut de  RTL-Doku-

Se du g „Mitte  i  Le e “ de  Pa t e  de  Mutte  it i  
de  Woh u g le t. Die Mutte  de  Fa ilie sp i ht o  ei e  
I sze ie u g de  RTL-P oduktio sfi a. Was e ei tli h als 
„Realit “ p äse tie t i d, ist oft als gestellt. Die Regie gi t 

o , ie es laufe  soll. Da a h e de  die Auf ah e  so ge-
s h itte , dass o  de  a ge li he  Realität kau  et as ü -
ig lei t. Da o  ei al a gesehe , dass si h iele Da stelle  

i  Na hhi ei  s hä e  u d i ht selte  zu  Gespött de  Mit-
e s he  e de , kö e  au h o h ga z a de e Folge  e t-

stehe .
Diese leid olle E fah u g usste u  die Mutte  Ni ole S. 

ele e . Na h de  Ausst ahlu g de  Se du g „Mitte  i  Le-
e “ flatte te ei  A s h ei e  des Jo e te s i s Haus. Da i  

sta d e e kt, dass ei  g oße  Teil de  Ha tz IV-Leistu ge  
gest i he  i d. De  i  de  Doku-Se ie a  zu sehe , dass de  
No h-Ehe a  a ge li h i  de  Woh u g le t. „Vo  de  Ka-

e a usste  ei  Ma  u d i h so tu , als ü de  i  o h 
zusa e  le e “, so F au S.. Da ei hat ih  aldige  Ges hiede-

e  s ho  lä ge  ei e eige e Woh u g. Ei  S h ei e  des Ju-
ge da tes soll u  estätige , dass das Ehepaa  s ho  lä ge  
get e t le t. „Wi  usste  u s fü  RTL a  ei  D eh u h hal-
te “, eto t die Mutte  o  sie e  Ki de .

Na h Ausst ahlu g de  Se du g eko t die gesa te Fa-
ilie u  deutli h e ige  Leistu ge . „Mei  Ma  eko t 

sei e -Eu o-Miete i ht eh  ezahlt. I h k iege  Eu o 
e ige . I sgesa t fehle  k app  Eu o jede  Mo at! I h 

ka  ei e  Ki de  kei  Esse  eh  kaufe “, sagt F au S.. 
Die  Eu o Auf a dse ts hädigu g hatte F au S. s ho  i  
Vo feld o d u gsge äß ei  A t a ge eldet.

Die Kü zu g ill si h F au S. i ht gefalle  lasse  u d hat 
deshal  ei e  Re htsa alt ei ges haltet.

.gege -ha tz.de/ a h i hte ue e ha tzi /ha tz-i -
kue zu ge - a h- tl- ealit sho - 4 .php

Kfz Ve si he u g: 
So de ta ife fü  Autofah e

it Geldp o le e  gepla t

Autofah e  it Geld-
p o le e  solle  

kü ftig ei e höhe e Kfz-Ve -
si he u g zahle . Laut ei-

e  Be i ht olle  die Ve -
si he e  E de dieses Jah es 
e tsp e he de Ta ife ei -
füh e . Die A iete  e ht-
fe tige  de  S h itt u te  
a de e  da it, dass Me -
s he  it ei e  s hle h-
te  Bo ität häufige  U fälle 

aue  ü de . dpa

Jo e te  kü zt Sozial-
leistu ge  a h Auft itt
i  ei e  RTL Doku-Soap
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H ilfe  aus ei e  Ha d a  al ei  f o e  Wu s h. We  
heute a eitslos i d, uss o  z ei A eitsä te  das 

i htige aus ähle , A eitsage tu  ode  Jo e te . We  i ht 
ge ug e die t fü  sei e Fa ilie u d si h, hat glei h d ei Mal 
die Wahl: zu  Ki de geldkasse gehe  u d Ki de zus hlag e-
a t age  ode  a e  Woh geld ei  Woh u gsa t ode  a e  
Ha tz IV ei  Jo e te . Jede diese  Stelle  ist atü li h f oh 
ü e  jede , de  kei e A eit a ht u d iede  eggeht, oh e 
ei e  A t ag zu stelle . S hö  ä e es, e  a  i htig e-
ate  i d u d kei e  Fehle  passie e . Fehle  üsse  jedo h 

kei e  S hade  a i hte . Gut ist es, e  a  alle a tli he  
S h ei e  a geheftet u d die eige e  B iefe kopie t hat.

Theo T. eispiels eise a hte e e  de  A eitslose geld  
Re o ie u gsjo s auf Ho o a asis. Als e  o h ei e  klei e  
Jo  als Rei igu gsk aft fa d, eldete e  si h a  o  de  A eit-
sage tu , de  it et as Auf a d fü  eh  Auft äge ko te 
e  da o  le e . Späte  k iselte es ei ih , die Putzstelle i d 
gekü digt u d au h  Re o ie u gsauft äge ko e  u  spä -
li h. Theo stellt ei e  A t ag auf Ha tz IV. E  de kt: A eits-
lose geld k iege i h ja i ht, eil i h ja z ei Jah e i ht e si-

he t gea eitet ha e. Das Jo e te  dagege  stellt a h ge-
aue  P üfu g fest, e  hat o  f ühe  o h ei e  Resta sp u h 

auf   Mo ate A eitslose geld. Es leh t de  Ha tz IV-A t ag 
a  u d s hi kt ih  zu  A eitsage tu . Do t sagt a  ih , e st 
heute hätte e  si h ge eldet, a  heute kö e e  A eitslose -
geld eko e . Theo ist saue . We  e  das sofo t ge usst 
hätte, ä e  ih  i ht ie  Wo he  A eitslose geld e lo-
e  gega ge . E  geht i  ei e Be atu gsstelle, do t sagt a  

ih : „Ni  die A leh u g dei es Ha tz IV-A t ags u d ea -
t age ei de  A eitsage tu  A eitslose geld a h §  SGB 
X. Du hättest i ht ge usst, dass Ha tz IV fals h u d A eits-
lose geld die i htige Leistu g ä e, u d hättest da u  ei e  
A t ag auf die fals he Sozialleistu g gestellt. Wi htig ist o h, 
dass du da it i ht zöge st .Auf diese  Weg  ka  die A eit-
sage tu  au h ü k i ke d zahle .“ Dies gilt ü ige s au h 
da , e   das Jo e te  e st Ha tz IV gezahlt hat u d späte  
das Geld zu ü kfo de t, eil es Theo i ht zugesta de  hat.

Paule P. hat ei e  a de e  Fehle  ge a ht. E  hat sei e  
Ki de gelda t ag a  die Stadt Mü ste  ges hi kt. Ki de geld 

ea eitet a e  i ht die Stadt, i ht das Juge da t ode  die 
Elte geldstelle, so de , ja i htig, die A eitsage tu . U d 
z a  i ht i  Mü ste , so de  i  Rhei e. Ka  a  eige t-
li h isse , i ht a e  Paule. De o h gilt Paules A t ag als 
gestellt §  A s.  SGB I . Die Stadt Mü ste  uss ih  ei-
te leite  a  die Ki de geldkasse i  Rhei e. Als A t agste i  
gilt de  Tag, a  de  das S h ei e  ei de  Stadt Mü ste  ei -
gega ge  ist. De  I e  ist  e s hli h, das usste au h de  
Gesetzge e . Wolle  i  hoffe , dass e  diese G ade i ht e -
gisst. a o

Bei de  fals he  
Stelle ea t agt 

Ku z e i hte & Meldu ge



We  die Meldeauf-
fo de u g des Jo e -
te s i ht zugega ge  
ist
A f age: Katja Kippi g Die Li ke :
Wel he ko krete  Bes� u ge  zur Na h-

eispfl i ht der Jo e ter ge äß §  A -
satz  Zeh tes Bu h Sozialgesetz u h ezüg-
li h der Ü er i� lu g o  Meldeauff orderu -
ge  a h de  Z eite  Bu h Sozialgesetz u h 
gelte , u d ie ird i  der Praxis dieser Na h-

eispfl i ht or A drohu g u d or Vollzug ei-
er Sa k� o  ge äß §  Z eites Bu h Sozial-

gesetz u h dur h das Jo e ter a hgeko -
e ?

A t o t: Staatssek etä  B auksiepe Bu des-
a eits i iste iu :
Fü  die Ü e i� lu g o  Meldeauff o de u -
ge  gelte  die allge ei e  Vo s h i� e  ü e
die Beka tga e o  Ve altu gsakte . §  
A satz  )eh tes Bu h Sozialgesetz u h - SGB 
X - es� t, dass ei  Ve altu gsakt, de  i  
I la d du h die Post ü e i� elt i d, a  d it-
te  Tag a h de  Aufga e als eka t gege e  
gilt. Die Geltu gsfi k� o  i d du h o he , 

e  de  Ve altu gsakt i ht ode  zu ei e  
späte e  )eitpu kt zugega ge  ist; i  ) eifel 
hat die Behö de de  )uga g des Ve altu gs-
aktes u d de  )eitpu kt des )uga gs a hzu-

eise . De  Na h eis ka  i s eso de e it-
tels de  i  §  SGB X ge a te  Be eis i� el 
gefüh t e de . Es gilt de  G u dsatz de  f ei-
e  Be eis ü digu g. Bestehe  ) eifel ü e  
de  )uga g z . )eitpu kt des )uga gs, t ägt 
die Behö de de  Na hteil, e  de  )uga g 

z . desse  )eitpu kt i ht e eis a  ist.
E s hei t ei  Leistu gs e e h� gte  i ht zu  
Meldete i , i d e  o  de  Feststellu g ei-

e  Sa k� o  ege  ei es Melde e säu is-
ses a gehö t §  SGB X . Ih  i d da it Ge-
lege heit gege e , si h zu de  G ü de  des 
Ni hte s hei e s zu äuße . T ägt e  o , die 
auf de  Post eg e sa dte Ei ladu g i ht 
e halte  zu ha e , i d das Jo e te  das Ge-
ge teil i  de  Regel i ht z eifelsf ei a h ei-
se  kö e . Ei e Sa k� o  t i�  i  diese  Fall 

i ht ei . Die Jo e te  kö e  zu  Si he stel-
lu g des )uga gs u d des Na h eises hie ü-

e  kü � ige Ei ladu ge  pe sö li h ggf. au h 
gege  E pfa gs eke t is  ü e ge e  ode  
die Ei ladu g pe  )ustellu gsu ku de zustel-
le  lasse . 
Bu destag, A geord ete a frage
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Jo e te  uss S hüle i  de  S h ei tis h 
ezahle

I  Ha tz IV-Beda fsge ei s ha� e  le e de  eu ei ges hulte  Ki de  steht i  de  Regel 
ei  S h ei � s h zu, e  sie kei e  a de e  Platz it  ei e  le fö de de  At osphä e fü  
ih e Hausaufga e  ha e . Bei de  e st alige  A s haff u g ei es S hüle s h ei � s hes ha -
delt es si h u  ei e E staussta� u g fü  die Woh u g, fü  die de  zustä dige Leistu gst äge  
die Koste  zu ü e eh e  hat. 
SG Berli , Az. .: S  AS /  WA o  . .

Na ht ägli he  Ve e tu gsauss hluss 
ei e  Le e s e si he u g
Na ht ägli he  Ve e tu gsauss hluss ei e  Le e s e si he u g
We  ei  A eitslose  sei e Le e s e si he u g it ei e  soge a te  Ha tz-Klausel o  
de  o zei� ge  Ve e tu g auss hließt, da  ka  e  o  de  Re te alte  i ht auf das a -
gespa te Ve öge  zu ü kg eife . Au h ei ei e  Ha tz IV-A t ag  ka  e  auf  das Ve ö-
ge  is zu ei e  O e g e ze i ht zu ü kg eife . Dafü  dass e  diese  Ve e tu gsauss hluss 

it de  Ve si he u gsgesells ha�  e ei a t, da f de  A eitslose o  Jo e te  i ht it 
ei e  Kü zu g est a�  e de .
Sozialgeri ht Mai z o  . . , Az. S  AS /

Mi� o h  – h
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Ha tz IV u d z ei Löh e i  ei e  
Mo at
Ei ko e  ist i e  i  de  Mo at auf Alg II a zu e h e , i  de  es zufl ießt. Fließt 
kei  Loh , ist i hts a zu e h e , fl ießt iel Loh , i d iel a ge e h et, i e  a -
zügli h de  F ei et äge. St i�  g ist, e  de  o atli he Loh  aus ei e  lä ge  ausge-
ü te  A eit i ht i e  glei h äßig zufl ießt, so de  au h al i  ei e  Mo at kei  
Loh , i  ä hste  Mo at a e  z ei Loh zahlu ge  fü  de  Vo o at u d de  laufe -
de  Mo at. I  diese  Fall i d das Ei ko e  u  i  de  Mo at a gezoge , i  de  
Geld ko t. De  F ei et ag i d a e  auf jedes diese  Mo atsei ko e  ge äh t. 
De  F ei et ag soll ei  A eiz sei , a eite  zu gehe , u d e  soll es� te laufe -
de Meh koste  a de ke , die it de  A eit zusa e hä ge , also We u gskoste , 
Beit äge fü  Rieste -Re te ode  Ge e ks ha� e  us .. Aus diese  G u de i d de  Ge-
sa � ei et ag i  diese  Fall höhe  sei , als e  das Ei ko e  allei  i  diese  Mo-

at e a eitet o de  ist.
Sozialgerei ht Berli , S  AS /   o  . .

E gä ze de Sa hleistu ge  ode  
geld e te Leistu ge  ei Sa ktio e  
Bei ei e  Kü zu g o  eh  als  % des Regelsatzes si d i e  u d oh e geso de -
te  A t ag Sa hleistu ge  zu e i ge , e  die est a� e Pe so  it i de jäh ige  
Ki de  i  Haushalt zusa e le t. Ei  Sa k� o s es heid ist o  o he ei  e hts-

id ig, e  die Sa hleistu g i ht zugesagt u d e a ht i d.  
La dessozialgeri ht Nordrhei -Wes� ale , L  AS /  B o  . .

I e  eh  älte e Ha tz 
IV-Beziehe  e de  zu  

o zei� ge  ) a gs e te 
ge ö� g
Die o zei� ge Ve e tu g s hei t das eue „)au e -

i� el“ de  Jo e te  zu sei , u  die A eitslose sta-
� s� k eite  f isie e  zu kö e . De  Esse e  Re hts-
a alt Ja  Häußle  sieht i  de  P a is de  Ha tz IV-
Behö de  ei  e hts id iges Ve halte .

Na h A ga e  des Fa ha alts fü  Sozial e ht eh-
e  si h Fälle, i  de e  das Jo e te  älte e Ha tz IV-

Beziehe  o zei� g it zu  Teil e he li he  A s hlä-
ge  i  die Re te d ä ge  olle . „Hie ei i d zu  
Teil auf „ utalst ögli he“ A t o gega ge . Die 
Leistu gs e e h� gte  e halte  ei e  Bes heid, dass 
Ih e  kei e lei Leistu ge  eh  ausgezahlt e de  

is die Mit i ku gsha dlu g a hgeholt i d“, e-
i htet de  A alt.

Bet off e : Na h  Ge o e e! Dass diese Fälle 
o  ) a gs e e tu g u eh  gehäu�  au� ete , 

hat de  G u d, dass Me s he  die o   ge o e  
si d, ü e ga gs eise ei e  eso de e  S hutz o  
de  o zei� ge  Ve e tu g ge osse . Nu  a e  ko -

e  die Me s he , die heute o  Sozialhilfe z . 
Ha tz IV a hä gig si d u d a h  ge o e  u -
de  i  das Alte , o diese  S hutz o  de  o zei� ge  
Re te i ht eh  i kt. Diese ist ögli h a  de  . 
Le e sjah . „I  de  i  o liege de  Fälle  gi g das 
Jo e te  s he a� s h o  u d fo de te zu  Stellu g 
des Re te a t ags auf. A de falls ü de das Jo -
e te  sel st de  Re te a t ag fü  de  Leistu gs e-
e h� gte  stelle . Vo  dahe  ist de  Beg iff  ) a gs-
e e tu g du haus zut eff e d“, so de  Fa ha alt 

fü  Sozial e ht.

Re hts id ige Auff o de u ge  seite s de  Jo e te ! 
Do h dieses Vo gehe  de  Jo e te  e tsp i ht i ht 
de  Re htsauff assu g u d Re htsp e hu g eh e e  
La dessozialge i hte. Diese e la ge  ä li h, dass 
si h Leistu gst äge  o  ei e  sol he  Auff o de u g 
zu  Re te a t ag, it de  Ei zelfall es hä� ige . „ 
Die Ko se ue z ist also, dass die Auff o de u ge  des 
Jo e te s egel äßig e hts id ig si d u d aufge-
ho e  e de  üsse “, so Häußle .

Fü  Bet off e e ist es i h� g, si h gege  de  Auff o -
de u gs es heid i  Rah e  de  Wide sp u hsf ist 
e tsp e he d zu eh e . We  die o zei� ge Re te 
i  A sp u h i t, uss teil eise it assi e  A -
s hläge  e h e . Diese lei e  daue ha�  au h a  
de  „ o ale  Re te alte “ estehe . Bet off e-

e sollte  dahe  ei e  Re htsa alt aufsu he  ode  
ei e u a hä gige Be atu gsstelle aufsu he . 

.gege -hartz.de/ a hri hte ue erhartzi /hartz-
i -z a g-zur-frueh erre tu g- .php
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Sa ktio  i ht gege  
Fa ilie a gehö ige
Junge Erwachsene zwischen 18 und 25 dürfen nicht aus ihrer Familien-

wohnung ausziehen, wenn sie Alg II beantragen. Kommt ein erwach-

sener Sohn seinen Verpfl ichtungen zur Arbeitsuche nicht nach, wird er 

üblicherweise streng bestraft. Beim ersten Vergehen wird der laufende 

Lebensunterhalt nicht mehr gezahlt, im zweiten Schritt auch der Miet-

kostenanteil. Wenn jedoch wegen der Sanktion die Miete für die gan-

ze Familie nicht mehr gezahlt werden kann, werden faktisch auch die 

Familienmitglieder mitbestraft. Dafür gibt es keine Rechtsgrundlage. 

Dass die Sanktion gegen den Sohn damit teilweise ins Leere läuft, hat 

keine Bedeutung dafür, dass die Wohnungskosten der Familienange-

hörigen zu decken sind. 

Bundessozialgericht - B 4 AS 67/12 R – vom 23.5.2013

Ki de geld als Ei ko e
Ei e Alg II- eziehe de F au  ildet it ih e  s h e st ehi de te  
olljäh ige  Soh , de  sei e  ge öh li he  Aufe thalt i  ei e  sta-

� o ä e  Ei i htu g de  Behi de te hilfe hat, kei e Beda fsge-
ei s ha� . Au h die Tatsa he, dass si h de  Soh  a  Wo he e de  

z . i  de  Fe ie  ei de  Kläge i  au� ält, ist kei  A lass fü  die Be-
ü ksi h� gu g des Ki de geldes, das a h eisli h a  de  Soh  de  

Kläge i  eite geleitet i d, als Ei ko e  de  Kläge i . 
Bundessozialgericht - B 14 AS 81/12 R – vom 16.4.2013

Vo  Ki de ett i s 
Juge d ett
Bei de  e st alige  Bes haff u g ei es „Juge d e� es“  a hde  
das Ki d de  „Ki de e� “ e t a hse  a ,  ha delt es si h u  
ei e E staussta� u g fü  die Woh u g, die au h de  G u de a h 
a ge esse  ist u d o  Jo e te  zu zahle  ist.
Bundessozialgericht - B 4 AS 79/12 R – vom 23.5.2013

Jo e te  uss ei 
Tilgu g o  S hulde  fü  
Haushaltse e gie helfe
Das Jobcenter Münster muss einem Leistungsbezieher vorläufi g ein 

Darlehen zur Tilgung von Strom- und Gasschulden in Höhe von rund 

3.000 Euro bewilligen. In dem zugrunde liegenden Fall hatte zwar das 

Jobcenter dem klagenden Hartz IV-Empfänger schon Abschläge für 

die Gasheizung gezahlt. Dieser hatte die Zahlungen aber nur teilweise 

an die Stadtwerke weitergeleitet und war auch mit den Abschlägen für 

Strom in Rückstand geraten. Dadurch hatten sich erhebliche Schulden 

bei den Stadtwerken für den Energieverbrauch angehäuft.

Trotz der eigenen Pfl ichtverletzungen hat das Landessozialgericht 

Nordrhein-Westfalen das Jobcenter zur Übernahme dieser Schulden 

verpfl ichtet. Das Gericht sah keine andere Möglichkeit, die Wohnung 

des Arbeitssuchenden wieder mit Energie zu versorgen. Ein Anbieter-

wechsel kam wegen hoher Schulden nicht in Betracht; Prepaid-Zäh-

ler waren nicht verfügbar. Der Leistungsberechtigte, der zunächst alle 

Möglichkeiten der Selbsthilfe ausschöpfen muss, bevor der Staat als 

Ausfallbürge der Energieversorger eintreten muss, hatte sich vergeblich 

um eine vergleichsweise Einigung mit den Stadtwerken bemüht; die 

Beschaff ung eines Privatdarlehns scheiterte. Das Gericht kritisierte zu-

dem die verzögerte Bescheiderteilung durch das Jobcenter.

Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen, vom 13.05.2013 - L 2 AS 313/13 B ER 
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